
VERFASSUNGSSCHUTZ
Aufgaben Befugnisse Grenzen

MINISTERIUM DES INNERN
UND FÜR SPORT

Freiheit
Meinungsfreiheit

Religionsfreiheit
Freizügigkeit

Menschenwürde

Unantastbarkeit
Menschenrecht

Achtung und Schutz

Gleichheit
Vielfalt

Offenheit Demokratie
Wahlrecht

Parlament

Wehrhaftigkeit
Toleranz



1

Mainz, Dezember 2020 
2. Auflage

Nachdruck nur mit schriftlicher Genehmigung des Herausgebers
Ministerium des Innern und für Sport 



2



3

Vorwort

Als Nachrichtendienst mit Aufgaben zur Wahrung der Inneren Sicherheit berührt 
der Verfassungsschutz wie nur wenige andere Behörden das Spannungsverhält-
nis zwischen den Freiheitsrechten des Einzelnen und den Sicherheitsinteressen 
der Gesellschaft.

So haben es sich die Mütter und Väter des Grundgesetzes denn auch nicht leicht 
ge macht, nachrichtendienstlichen Verfassungsschutz quasi als Verfassungsauf-
trag festzuschreiben, zumal man noch unter dem Eindruck der überwundenen 
Nazi-Herrschaft stand. Diese stützte sich nicht zuletzt auf die Macht von Ge-
heimdiensten und -polizeien.

Der Parlamentarische Rat zog daraus seine Konsequenzen und entschied sich 
mit großer Mehr heit für eine wehrhafte Demokratie zum Schutze eines nicht 
zur Disposition stehenden Wertefundaments. Die Demokratie sollte stabil und 
dauerhaft bestehen bleiben. Extremisten sollten keine Chance mehr bekommen, 
den demokratischen Staat und seine freiheitliche Verfassung von innen her zu 
bekämpfen und auszuhöhlen.

Der Verfassungsschutz ist von Beginn an ein Element der wehrhaften Demokra-
tie. Er ist ein Frühwarninstrument, dessen Aufgabe darin besteht, Gefahren 
frühzeitig zu erkennen und zu analysieren. Nur auf der Basis fundierter Infor-
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mationen lässt sich dem Extremismus und anderen sicher heitsgefährdenden 
Bestrebungen wirksam begegnen. Der rheinland-pfälzische Landtag hat mit 
dem überarbeiteten Landesverfassungsschutzgesetz, das am 12. Februar 2020 
in Kraft trat, dafür eine neue Grundlage geschaffen, die sowohl den aktuellen 
sicherheitspolitischen Herausforderungen als auch einer stärkeren Kontrolle des 
Verfassungsschutzes durch den Landtag angemessen Rechnung trägt.

Politik wie Gesellschaft profitieren gleichermaßen von der Arbeit des Verfas-
sungsschutzes. Eine informative Öffentlichkeitsarbeit und Transparenz gehören 
zu seinem Selbst verständnis als Dienstleister für die Demokratie. Unter dem 
Motto „Prävention durch Information“ berichtet der rheinland-pfälzische Ver-
fassungsschutz auf vielfältige Weise über seine Beobachtungsergebnisse. Diese 
Broschüre soll über den Verfassungsschutz selbst informieren. Die Leserinnen 
und Leser erhalten Einblicke in seine Aufgaben, Arbeitsweisen und nicht zuletzt 
die Grenzen, die ihm aus guten Gründen gesetzt sind. Ich freue mich, wenn die 
Publikation Ihr Interesse findet.

Roger Lewentz
Minister des Innern und für Sport 
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1. Warum gibt es den Verfassungsschutz?
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Freiheit und Demokratie sind nicht selbstverständlich

Für viele ist die freiheitliche Demokratie selbstverständlich. Wir wissen, dass die 
unveräußerlichen Menschen- und Bürgerrechte durch das Grundgesetz (GG) 
geschützt sind. Freie Wahlen, ungehindertes Reisen und die Mög lichkeit, gegen 
Entscheidungen der Behörden Rechtsmittel einzulegen, sind für uns normal. 
Presse, Rundfunk und Fernsehen haben keine Zensur zu fürchten. Die auf demo-
kratischem Weg zustande gekommene Regierung verfügt über keine uneinge-
schränkte Macht. Das Parlament, eine unabhängige Justiz, die öf fentliche Mei-
nung, die Medien und nicht zuletzt die Wählerinnen und Wähler kontrollieren sie 
direkt und indirekt. Ist dies wirklich alles selbstverständlich?

Die Deutschen haben zu Beginn des 20. Jahrhunderts erlebt, wie ge fährdet und 
zugleich zerbrechlich eine freiheitliche Demokratie sein kann. Der erste demo-
kratische Verfassungsstaat auf deutschem Boden, die Weimarer Re publik (Au-
gust 1919 bis Januar 1933), wurde von seinen erklärten Feinden syste matisch 
bekämpft und ausgehöhlt; viele – nicht zuletzt politisch Verantwortliche – sahen 
tatenlos zu.

Mitentscheidend für das Scheitern war, dass durchaus vorhandene Schutz-
vorrichtungen gegen die Feinde der Demokratie wie beispielsweise die soge-
nannten Republikschutzgesetze nicht konsequent angewendet worden sind. 
Den Nationalsozialisten war damit der Weg zur Macht und zur Er richtung einer 
totalitären Diktatur in Deutschland geebnet worden. Sie konnten Verbrechen 
begehen, die in der Geschichte ohne Beispiel sind.

Nach dem Zusammenbruch der Nazidiktatur blieb die Demokratie den Men-
schen in der damaligen sowjetischen Besatzungszone 1949 gegründeten DDR 
versagt. Sie wurden durch die Einparteien-Herrschaft der „Sozialistischen Ein-
heitspartei Deutschlands“ (SED) und Staatsorgane wie dem „Ministerium für 
Staatssicherheit“ (MfS) noch über vier Jahrzehnte unterdrückt und ihrer demo-
kratischen Rechte beraubt. Erst mit dem Fall der Mauer 1989 und der Wieder-
vereinigung 1990 wurde die Demokratie für alle Menschen in Deutschland ver-
wirklicht.



9

Wehrhafte Demokratie – aus der Geschichte gelernt

Die Mütter und Väter des Grundgesetzes haben aus den bitteren Erfahrungen 
des Scheiterns der Weimarer Republik und aus der Zeit der Nazidiktatur Leh-
ren gezogen: Die Bundesrepublik Deutschland ist eine wehrhafte Demokratie. 
Ihre Pfeiler sind Wertegebundenheit, Abwehrbereitschaft und die Vorfeld
verlagerung. Letztere bedeutet, dass der Verfassungsschutz schon weit im Vor-
feld durch Beobachtung Informationen erheben darf, also zu einem Zeitpunkt, 
zu dem noch keine „Gefahr“ oder ein „Anfangsverdacht“, Ansatzpunkte der Poli-
zeiarbeit, vorliegen müssen.

Wertegebundenheit des Grundgesetzes

Das Grundgesetz ist als ein Statement gegen jede Form staatlicher Willkür dem 
inneren wie äußeren Frieden und dem demokratischen Rechtsstaat verpflichtet. 
Dessen oberste Werteprinzipien bilden die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung. Das Bundesverfassungsgericht definierte diese zunächst 1952 beim 
Verbot der rechtsextremistischen „Sozialistischen Reichspartei“ (SRP).

Die freiheitliche demokratische Grundordnung:

„Freiheitliche demokratische Grundordnung im Sinne des Art. 21 II GG ist 
eine Ordnung, die unter Ausschluss jeglicher Gewalt- und Willkürherr-
schaft eine rechtsstaatliche Herrschaftsordnung auf der Grundlage der 
Selbstbestimmung des Volkes nach dem Willen der jeweiligen Mehrheit 
und der Freiheit und Gleichheit darstellt. Zu den grundlegenden Prinzipi-
en dieser Ordnung sind mindestens zu rechnen: die Achtung vor den im 
Grundgesetz konkretisierten Menschenrechten, vor allem vor dem Recht 
der Persönlichkeit auf Leben und freie Entfaltung, die Volkssouveränität, 
die Gewaltenteilung, die Verantwortlichkeit der Regierung, die Gesetzmä-
ßigkeit der Verwaltung, die Unabhängigkeit der Gerichte, das Mehrpartei-
enprinzip und die Chancengleichheit für alle politischen Parteien mit dem 
Recht auf verfassungsmäßige Bildung und Ausübung einer Opposition.“
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Im Jahr 2017 hat das Bundesverfassungsgericht in seiner Entscheidung über 
den Antrag des Bundesrates, die „Nationaldemokratische Partei Deutschlands“ 
(NPD) für verfassungswidrig zu erklären, zur freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung ergänzend wie auch konkretisierend ausgeführt:1

Wichtig ist: Die freiheitliche demokratische Grundordnung, das Wertefunda-
ment des Grundgesetzes, steht nicht zur Disposition!

„Der Begriff der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im Sinne 
von Art. 21 Abs. 2 GG umfasst nur jene zentralen Grundprinzipien, die für 
den freiheitlichen Verfassungsstaat schlechthin unentbehrlich sind.

a)  Ihren Ausgangspunkt findet die freiheitliche demokratische Grundord-
nung in der Würde des Menschen (Art. 1 Abs. 1 GG). Die Garantie der 
Menschenwürde umfasst insbesondere die Wahrung personaler Indi-
vidualität, Identität und Integrität sowie die elementare Rechtsgleich-
heit.

b)  Ferner ist das Demokratieprinzip konstitutiver Bestandteil der freiheit-
lichen demokratischen Grundordnung. Unverzichtbar für ein demo-
kratisches System sind die Möglichkeit gleichberechtigter Teilnahme 
aller Bürgerinnen und Bürger am Prozess der politischen Willensbil-
dung und die Rückbindung der Ausübung der Staatsgewalt an das Volk 
(Art. 20 Abs. 1 und 2 GG).

c)   Für den Begriff der freiheitlichen demokratischen Grundordnung sind 
schließlich die im Rechtsstaatsprinzip wurzelnde Rechtsbindung der 
öffentlichen Gewalt (Art. 20 Abs. 3 GG) und die Kontrolle dieser Bin-
dung durch unabhängige Gerichte bestimmend. Zugleich erfordert die 
verfassungsrechtlich garantierte Freiheit des Einzelnen, dass die An-
wendung physischer Gewalt den gebundenen und gerichtlicher Kon-
trolle unterliegenden staatlichen Organen vorbehalten ist“.

1 Vgl. BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 17. Januar 2017 - 2 BvB 1/13.
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Abwehrbereitschaft – offensive Auseinandersetzung mit Extremismus

Es ist und bleibt unverzichtbar, sich mit den Feinden von Freiheit und Demo-
kratie, ihren Weltanschauungen, Überzeugungen und Verhaltensweisen offensiv 
auseinanderzusetzen. Ignoranz wäre fahrlässig, das trifft für die Politik ebenso 
zu wie für die Gesellschaft. Die Wertegebundenheit des demokratischen Verfas-
sungsstaates allein bliebe abstrakt und an greifbar, würde man sich nicht aktiv für 
ihren Schutz einsetzen. Daher ist der Staat abwehrbereit.

Ein umfassendes, rechtsstaatlich legitimiertes Schutzsystem ist Ausdruck dieser 
Abwehrbereitschaft gegen verfassungsfeindliche Bestrebungen. Ein paar Beispie-
le für rechtliche Möglichkeiten zur Abwehr verfassungsfeindlicher Bestrebungen:

 ■	 	Beschränkung von Grundrechten wie der Versammlungsfreiheit nach 
Art. 8 GG,

 ■	 	Verwirkung von Grundrechten nach Art. 18 GG,

 ■	 	Verbot von Vereinigungen nach Art. 9 Abs. 2 GG oder von Parteien nach 
Art. 21 Abs. 2 GG,

 ■	 	Regelungen im Strafrecht wie insbesondere die §§ 84-91a Strafgesetz-
buch (StGB) (Gefährdung des demokratischen Rechtsstaates) oder § 130 
StGB  (Volksverhetzung) oder auch die

 ■	 	Pflicht der Beamtinnen und Beamten zur Verfassungstreue als ein „herge-
brachter Grundsatz des Berufsbeamtentums“ nach Art. 33 Abs. 5 GG

Zu den Elementen der wehrhaften Demokratie zählt auch der Verfassungsschutz.

Vorfeldverlagerung – Verfassungsschutz in der wehrhaften Demokratie

Es liegt im Interesse des Staates, stets frühzeitig und umfassend über extremis-
ti sche und sicherheitsgefährdende Bestrebungen informiert zu sein. Nur so kann 
er rechtzeitig intervenieren, wenn dies geboten ist. Dabei kommt es nicht darauf 
an, dass bereits Rechtsverstöße vorliegen. Hingeschaut wird schon früher; das 
ist die Vorfeldverlagerung des Demokratieschutzes. Der Verfassungsschutz deckt 
dieses „Vorfeld“ ab – er ist das „Frühwarninstru ment“ der wehrhaften Demokra-
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tie. Sein Auftrag besteht darin, verfassungsfeind liche und sicherheitsgefährden-
de Aktivitäten zu beobachten, zu analysieren und über sie zu informieren.

Keine grenzenlose Beobachtung – Meinungsfreiheit ist ein hohes Gut

Unsere Verfassung garantiert umfassende Freiheiten. Und sie soll ein Garant da-
für sein, dass sich staatliche Eingriffsmöglichkeiten in die Freiheitsrechte auf das 
un erlässliche Maß beschränken. Das gilt umso mehr für den Verfassungsschutz. 
In seinen Fokus geraten nur diejenigen, die die Verfassungsordnung nicht aner-
kennen und aktiv das Ziel verfolgen, sie nachhaltig zu beschädigen oder gar ab-
zuschaffen.

Kritische Bürgerinnen und Bürger, selbst mit „radikalen“ Ansichten, sind hinge-
gen kein Thema für den Verfassungsschutz, solange sie auf dem Boden der Ver-
fassungsordnung stehen. Denn: Kritik am Staat und dessen Repräsentanten, sei 
sie auch zugespitzt, ist durch das Grundrecht auf Meinungsfreiheit geschützt. 
Solche Meinungsäußerungen sind für den Verfassungsschutz nicht von Be lang.

Anders sieht es allerdings aus, wenn politische Freiheiten missbraucht werden, 
um Bestrebungen zu verfolgen, die freiheitliche demokratische Grundordnung 

Der Extremismusbegriff des Verfassungsschutzes:

Der für den Verfassungsschutz relevante Extremismusbegriff leitet sich 
aus der bestehenden Gesetzeslage ab. Als extremistisch werden demnach 
Bestrebungen, das heißt Verhaltensweisen bezeichnet, die politisch be-
stimmt sind und mit denen das Ziel verfolgt wird, die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung in Gänze oder in Teilen zu beseitigen oder außer 
Geltung zu setzen. Der Begriff beschreibt lediglich eine politisch inten-
dierte Vor gehensweise, unabhängig ihrer jeweiligen weltanschaulichen 
Prägung. 

Nicht erfasst von der für den Verfassungsschutz relevanten Extremismus-
definition, die explizit auf ein Verhalten abstellt, sind Einstel lungen, Mei-
nungen, Haltungen oder Orientierungen.
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zu beeinträchtigen oder gar zu beseitigen. Dann sind die Grenzen zum Extre-
mismus überschritten; hier endet die Toleranz des Staates. Der demokratische 
Rechtsstaat steht in der historischen Pflicht, sich mit solchen Verhaltensweisen 
auseinanderzusetzen.

Keine Grauzone – Verfassungsschutz im gesetzlichen Regelwerk 

Der Verfassungsschutz ist wie alle anderen Behörden als Teil der Exekutive an 
Recht und Gesetz gebunden (vgl. Art. 20 Abs. 3 GG).

Rechtlich stützt der Verfassungsschutz seine Existenz auf Art. 73 Abs. 1 Nr. 10 
Buchstaben b) und c) und Art. 87 Abs. 1 GG. Verfassungsschutz ist demnach 
gleichbedeutend mit einem Verfassungsauftrag. Entsprechend der föderativen 
Struktur konkretisieren das Bundesverfassungsschutzgesetz und Landesverfas-
sungsschutzgesetze Aufgaben und Befugnisse der jeweiligen Behörden für 
Verfas sungsschutz. Maßgebend für die Verfassungsschutzbehörde Rheinland-
Pfalz ist das Landesverfassungsschutzgesetz (LVerfSchG) vom 11. Februar 2020 
(GVBl. S. 43).

Darüber hinaus beinhaltet eine Reihe von weiteren Gesetzen Regelungen, aus 
denen sich Bezüge zum Verfassungsschutz ergeben, zum Beispiel § 34 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 6 BMG (Bundesmeldegesetz).
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2. Welche Aufgaben hat der Verfassungsschutz?
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Der Verfassungsschutz vollzieht Beobachtungs- und Mitwirkungsaufgaben. Die 
Beobachtungsaufgaben fallen in seine originäre Zuständigkeit, das heißt, er wird 
kraft seines gesetzlichen Auftrags von sich aus tätig. Einer Beauftragung bedarf 
es re gelmäßig nicht.
Eine Mitwirkung des Verfassungsschutzes findet vornehmlich bei ge setzlich vor-
geschriebenen Überprüfungen statt, zum Beispiel Sicherheitsüberprüfungen. 
Im Einzelnen geregelt sind die Aufgaben der Verfassungsschutzbehörde Rhein-
land-Pfalz in den §§ 5 und 6 LVerfSchG.

Beobachtungsaufgaben – hinsehen, sammeln, auswerten

Im Zentrum der Beobachtungsaufgaben stehen die Sammlung und Auswertung 
von Informationen. Im Einzelnen beobachtet der Verfassungsschutz:

Wenn Bestrebungen beobachtet werden, bedeutet dies, dass es sich grundsätz-
lich um „politisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete Ver haltensweisen in oder 
für einen Personenzusammenschluss“ handelt (vgl. § 4 Abs. 1 LVerfSchG). Vor-
aussetzung ist demnach ein politisch motiviertes Handeln, das darauf gerichtet 
ist, eines der genannten Schutzgüter (vgl. Schau bild „Beobachtungsaufgaben 

■	 	Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundord-
nung, den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes 
gerichtet sind oder eine ungesetzliche Beeinträchtigung der Amtsfüh-
rung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines Landes oder ihrer 
Mitglieder zum Ziele haben,

■	 	sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten in der Bun- 
desrepublik Deutschland für eine fremde Macht,

■	 	Bestrebungen in der Bundesrepublik Deutschland, die durch Anwen-
dung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen 
auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland gefährden,

■	 	Bestrebungen, die gegen den Gedanken der Völkerverständigung oder 
das friedliche Zusammenleben der Völker gerichtet sind.
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des Verfassungsschutzes“) zu beeinträchtigen. Hinsichtlich der Vorgehensweise, 
der organisatorischen Verfasst heit und der Verbreitung einer Bestrebung gibt es 
keine gesetzlichen Vorgaben. Zu beachten ist: Privates oder kriminelles Handeln 
ohne politischen Hintergrund fallen ebenso wenig unter den Begriff „politisch 
moti vierte Verhaltensweisen“ wie auch bloße Meinungsäußerungen.

In Ausnahmefällen können auch Verhaltensweisen von Einzelpersonen vom 
Ver fassungsschutz beobachtet werden. Voraussetzung ist, dass ihre Verhaltens-
weisen gegen die oben genannten Schutzgüter unter Anwendung von Gewalt 
gerichtet sind oder aufgrund ihrer Wirkungsweise geeignet sind, ein Schutzgut 
dieses Gesetzes erheblich zu beschädigen (vgl. § 4 Abs. 1 LVerfSchG).

Die vom Verfassungsschutz gewon nenen Erkenntnisse dienen vor allem der Un-
terrichtung des Parlaments, der Re gierung und  so weit wie möglich der Öffent-
lichkeit (vgl. § 7 LVerfSchG).

Im Einzelnen umfasst die Beobachtungstätigkeit des Verfassungsschutzes in 
Rheinland-Pfalz die Phänomenbereiche Rechtsextremismus, Islamismus, Links-
extremismus und Ausländerextremismus sowie die Spionageabwehr und den 
Geheim- bzw. Sabotageschutz (vgl. Schaubild Arbeitsschwerpunkte des Verfas-
sungsschutzes).

Arbeitsschwerpunkte des Verfassungsschutzes:
■	 	Rechtsextremismus: Der rechtsextremen Weltanschauung liegt die 

Annahme zugrunde, dass die Zugehörigkeit zu einer bestimmten Eth-
nie, Nation oder vermeintlichen „Rasse“ über den Wert des Menschen 
entscheidet. Sie ist rassistisch, antisemitisch, nationalistisch, demo-
kratiefeindlich, kurzum: ein Angriff auf die Menschenwürde. Rechts-
extremismus zeichnet eine hohe Militanz und ein hohes Gewaltni-
veau aus. Das zeigt die große Zahl der fremdenfeindlich motivierten 
Gewalttaten. Mittlerweile gilt fast jeder zweite Rechtsextremist als 
gewaltorientiert.

■	 	„Reichsbürger“ und „Selbstverwalter“: Diese Gruppierungen und 
Einzelpersonen lehnen aus unterschiedlichen Gründen, unter ande-
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   rem unter Berufung auf das historische Deutsche Reich und ein selbst 
definiertes Naturrecht, die Existenz der Bundesrepublik Deutschland 
und deren Rechtssystem ab, sprechen den demokratisch gewählten 
Repräsentanten die Legitimation ab oder definieren sich in Gänze als 
außerhalb der Rechtsordnung stehend.

■	 	Islamismus: Die islamistische Ideologie geht von einer göttlichen 
Ordnung aus, der sich Gesellschaft und Staat unterzuordnen haben. 
Dieses Islamverständnis steht im Widerspruch zur freiheitlichen de-
mokratischen Grundordnung, vor allem zur Trennung von Staat und 
Religion, der Volkssouveränität, der Gleichstellung der Geschlechter 
sowie der religiösen und sexuellen Selbstbestimmung. Ziel von Isla-
misten ist es, einen Staat zu errichten, der allein den Maßgaben „der“ 
Scharia folgt. Insbesondere gewaltorientierte Strömungen stellen 
eine große Gefahr auch innerhalb Deutschlands dar.

■	 	Linksextremismus: Linksextremisten streben eine Umwälzung der 
politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse in unserem Land an. 
Je nach ideologischer Ausrichtung wollen sie das bestehende System 
durch eine sozialistische bzw. kommunistische Gemeinschaft oder 
durch eine aus ihrer Sicht „herrschaftsfreie“ Gesellschaft ersetzen. 
Viele Linksextremisten, vor allem aus der autonomen Szene, beken-
nen sich offen zum Einsatz von Gewalt als ein aus ihrer Sicht legitimes 
Mittel der Politik. Gewalt sei notwendig in der politischen Auseinan-
dersetzung, um sich gegen ein System von Zwang, Ausbeutung und 
Unterdrückung zu wehren.

■	 	Ausländerextremismus: Der Ausländerextremismus umfasst un-
terschiedlichste Ideologien, Strukturen und Gruppierungen. Auslän-
derextremistische Gruppierungen sind überwiegend aus politischen, 
sozialen und ethnischen Konflikten in den jeweiligen Heimatländern 
hervorgegangen. Auch nach Jahren versuchen sie auf die Auseinander-
setzungen in ihren Heimatländern Einfluss zu nehmen und die dort 
herrschenden Verhältnisse in ihrem Sinne zu verändern. Im nichtisla-
mistischen Ausländerextremismus finden sich Ideologieelemente aus 
dem Rechts- und dem Linksextremismus sowie separatistische Be-
strebungen.
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■	 	Spionageabwehr: Deutschland steht wegen seines politischen Ein-
flusses und seiner militärischen sowie wirtschaftlichen Stärke im 
Blickpunkt zahlreicher ausländischer Nachrichtendienste. Dies zeigt 
die anhaltend hohe Präsenz von erkannten Nachrichtendienstmit-
arbeitern an den sogenannten Legalresidenturen fremder Staaten in 
Deutschland. Spionageabwehr ist deshalb seit Jahrzehnten eine der 
Schwerpunktaufgaben des Verfassungsschutzes. Neben dem unver-
zichtbaren Einsatz menschlicher Quellen zur Informationsgewinnung 
setzen die Nachrichtendienste fremder Staaten vermehrt auf die 
Sammlung elektronischer Daten, die durch die zunehmende Vernet-
zung offen zugänglich sind oder durch Cyberattacken illegal beschafft 
werden. 

■	 	Geheim und Sabotageschutz: Informationen, die den Bestand, 
lebenswichtige Interessen und die Sicherheit des Bundes oder eines 
seiner Länder berühren, dürfen nur in die Hände weniger Personen 
gelangen. Aufgabe des Geheim- und Sabotageschutzes ist es, mögli-
che Sicherheitsrisiken zu minimieren. Dazu überprüft der Verfassungs-
schutz diese Personen. Überprüft werden vor allem Bedienstete, die 
in Landes- oder Kommunalbehörden mit einer sicherheitsempfindli-
chen Tätigkeit betraut werden sollen, vorausgesetzt diese sind damit 
einverstanden, aber auch Beschäftigte von Unternehmen, die Zugang 
zu sicherheitsempfindlichen Stellen in lebenswichtigen Einrichtungen 
haben. 
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Mitwirkungsaufgaben – Verfassungsschutz unterstützt

Außer seinem Beobachtungs- und Aufklärungsauftrag nimmt der Verfassungs-
schutz auch gesetzlich geregelte Mitwirkungspflichten gegenüber anderen Be-
hörden wahr. Seine Beteiligung erfolgt regelmäßig auf Anfrage. Der Verfassungs-
schutz prüft sodann, ob „offene“, das heißt gerichtsverwert bare  Erkenntnisse zu 
den angefragten Personen vorliegen und diese gemäß den gesetzlichen Regelun-
gen mitgeteilt werden dürfen. Der weitere Verfahrensgang bis hin zur Entschei-
dung im Einzelfall obliegt allein der anfragenden Behörde.

Mitwirkungsaufgaben nimmt der Verfassungsschutz auf folgenden Gebieten 
wahr:

■	 	Sicherheitsüberprüfung von Personen, denen im öffentlichen Interes-
se geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkennt-
nisse anvertraut werden, die Zugang dazu erhalten sollen oder ihn sich 
verschaffen können,

■	 	Sicherheitsüberprüfung von Personen, die an sicherheitsempfindli-
chen Stellen von lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen 
beschäftigt sind oder werden sollen,

■	 	bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von im öffentli-
chen Interesse geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen, Gegenständen 
oder Erkenntnissen gegen die Kenntnisnahme durch Unbefugte,

■	 	Zuverlässigkeitsüberprüfungen nach dem Gesetz zur Änderung bewa-
chungsrechtlicher Vorschriften,

■	 	Überprüfungen nach dem Atomgesetz und dem Luftsicherheitsgesetz,

■	 	Erteilung von Niederlassungs- und Aufenthaltstiteln,

■	 	Überprüfung von Einbürgerungsbewerbern.
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3.  Welche Befugnisse hat der Verfassungs-
schutz?
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Was der Verfassungsschutz darf

Der Verfassungsschutz darf zur Erfüllung seiner Beobachtungs- und Mitwirkungs-
aufgaben Informationen einschließlich personenbezogener Daten verarbeiten. 
Dies bedeutet, er darf Informationen erheben, speichern, nutzen, übermitteln 
und löschen (vgl. § 9 LVerfSchG). Wie und in welchem Umfang der Verfassungs-
schutz von diesen Befugnissen Gebrauch machen darf, ist gesetzlich geregelt.

In der Befugnis, personenbezogene Daten verarbeiten zu dür fen, unterscheidet 
sich der Verfassungsschutz im Wesentlichen nicht von ande ren Behörden. Aller-
dings ist er mit besonderen Befugnissen ausgestattet, an Daten zu gelangen.

Der Verfassungsschutz darf Informationen auch heimlich (verdeckt) durch den 
Einsatz sogenannter nachrichtendienstlicher Mittel beschaffen (siehe auch Ka-
pitel 4). Zu diesen Mitteln zählen beispielsweise der Einsatz von Vertrauensper-
sonen, die Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs, die akustische 
Überwachung außerhalb von Wohnungen mit technischen Mitteln oder die Er-
hebung und Verarbeitung von Daten aus digitalen Medien.

Die Ermächtigung zum Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel ist aus guten Grün-
den an enge Voraussetzungen geknüpft; schließlich greifen diese Maßnah men 
regelmäßig in Grundrechte ein. Zunächst müssen daher die Voraus setzungen für 
die Beobachtungstätigkeit erfüllt sein: Es müssen tatsächliche Anhaltspunkte für 
den Verdacht von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 5 LVerfSchG vorliegen. 
Liegen sie vor, ist nach Maßgabe des Verhältnis mäßigkeitsprinzips die Maßnah-
me anzuwenden, von der die geringste Beein trächtigung für einzelne Betroffene 
und die Allgemeinheit ausgeht.

Durch das am 12. Februar 2020 in Kraft getretene neue Landesverfassungs-
schutzgesetz hat der Verfassungsschutz neue Befugnisse erhalten, unter ande-
rem im Hinblick auf die Datenerhebung in digitalen Medien. Überdies kann der 
Verfassungsschutz nun auch Bestandsdaten nach dem Telekommunikations- 
und Telemediengesetz abfragen. Im Gegenzug wurde die parlamentarische Kon-
trolle gestärkt. 
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Was der Verfassungsschutz nicht darf

Der Verfassungsschutz hat keine polizeilichen Befugnisse. So darf er beispielswei-
se keine Personen er kennungsdienstlich behandeln, in Gewahrsam nehmen oder 
durchsuchen. Ebenso versagt sind ihm die Befugnisse, Wohnungen zu durchsu-
chen und Gegenstän de sicherzustellen.

Zudem hat der Verfassungsschutz keine Weisungsbefugnisse gegenüber der Po-
lizei. Er darf auch nicht im Wege der Amtshilfe die Polizei um Maßnahmen ersu-
chen, zu denen er selbst nicht befugt ist.

Der Verfassungsschutz verfügt auch nicht über die Befugnis, extremistische Be-
strebungen zu unterbinden, beispielsweise im Wege eines Verbots. Solche Ent-
scheidungen, wie etwa ein Vereinsverbot nach Art. 9 Abs. 2 GG, treffen stets 
andere, beispielsweise der Bundesminister oder die Bundesministerin des In nern 
oder die Innenministerin beziehungsweise der Innenminister eines Landes.

Das „Trennungsgebot“ – Verfassungsschutz und Polizei, aus guten 
Gründen getrennt:
„Der Verfassungsschutz und die Polizei dürfen einander nicht angeglie-
dert werden“, lautet § 2 Abs. 2 LVerfSchG. Diese Regelung fußt auf ei-
ner Weisung der Militärgouverneure der drei Westmächte vom 14. April 
1949, also unmittelbar vor dem Inkrafttreten des Grundgesetzes. In dem 
als „Polizeibrief“ bekannt gewordenen Dokument wurde der Bundesregie-
rung zwar die Einrichtung eines Nachrichtendienstes gestattet, aber un-
ter der Einschränkung, dass dieser „keine Polizeibefugnisse“ haben solle. 
Man trug so den Erfahrungen mit dem polizeilich-nachrichtendienstlichen 
Unterdrückungsapparat im nationalsozialistischen Deutschland von 1933 
bis 1945 Rechnung. Weder sollte es zu einer vergleichbaren strukturellen 
Machtkonzentration noch zu einer unangemessenen Fülle von Befugnis-
sen kommen. Auch nach Erlangung der vollen Souveränität wird bis heute 
aus guten Gründen an diesem Prinzip festgehalten.
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4.  Wie gewinnt der Verfassungsschutz  
Informationen?
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Offene Informationsbeschaffung

Einen wesentlichen Teil seiner Informationen gewinnt der Verfassungsschutz auf 
offenem Weg, wie es grundsätzlich jedermann aus den der Allgemein heit frei 
zugänglichen Quellen kann. Der Verfassungsschutz nutzt dabei den Umstand, 
dass Extremisten seit jeher für ihre Agitation und Propaganda die Öffentlichkeit 
suchen.

In diesem Sinne betreibt der Verfassungsschutz heute vor allem eine intensive 
Auswertung frei zugänglicher Bereiche des Internets und damit verbundener so-
zialer Medien. Ausgewertet werden zudem einschlägige Printerzeugnisse, die 
nicht gänzlich außer Mode gekommen sind. Ebenso richtet sich die Aufmerk-
samkeit auf die Berichterstattung der Presse über extremistische Gruppierungen 
und Entwicklungen.

Zur offenen Informationsbeschaffung zählen darüber hinaus freiwillige Auskünf-
te gegenüber dem Verfassungsschutz und der Besuch öffentlicher Veranstaltun-
gen extremistischer Organisationen.

Durch die systematische, kontinuierliche Auswertung all dessen entsteht ein er-
stes Lagebild.

Verdeckte Informationsbeschaffung

Eine differenzierte, exakte und damit verlässliche Analyse der Gefähr dungslage 
ermöglichen allerdings erst die durch verdeckte Informationsbeschaf fung, bei 
der nachrichtendienstliche Mittel zum Einsatz kommen, gewonnenen Erkennt-
nisse.

Wie in Kapitel 3 beschrieben ist der Verfassungsschutz gesetzlich befugt, Infor-
mationen auch heimlich (verdeckt) zu beschaffen. Sinn und Nutzen dieser Form 
der Informationsbeschaffung liegen auf der Hand. Extremisten lassen sich abseits 
ihrer öffentlichen Agitation und Propaganda nicht gerne in die Karten schauen. 
Oft agieren sie konspirativ, verschleiern ihre wahren Ziele, Absichten und Vorge-
hensweisen. Vor allem gewaltorientierte Gruppierungen, bei denen die Gefahr 
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des Abgleitens in den Terrorismus besteht, schotten sich nach außen konsequent
ab. Der Versuch, allein mit Mitteln der offenen Informationsbeschaffung hinter 
die Kulissen zu schauen, würde scheitern. Im Ergebnis könnte dies gravierende 
Auswirkungen haben, wenn aufgrund fehlender oder mangelhafter Informatio-
nen nicht rechtzeitig geeignete Abwehrmaßnahmen getroffen werden können.

Die Mittel, die zur verdeckten Informationsbeschaffung eingesetzt werden dür-
fen, sind im LVerfSchG beispielhaft benannt. Zu den wichtigsten zählt der Ein-
satz von Vertrauenspersonen. Diese werden eingesetzt, um Informationen über 
extremistische Bestrebungen zu gewinnen. Sie sind keine Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter des Verfassungsschutzes. Für ihre Informationen werden sie in der 
Regel entlohnt. Die Identität von Vertrauenspersonen und ihre Verbindung zum 
Verfassungsschutz werden besonders geschützt.

Wichtig ist: Gesetze und interne Dienstvorschriften tragen dafür Sorge, dass sich 
der Einsatz von Vertrauenspersonen in engen rechtsstaatlichen Grenzen bewegt. 
Weder dürfen Vertrauenspersonen Aufträge erhalten, die nicht von den gesetz-
lichen Befugnissen des Verfassungsschutzes gedeckt sind, noch dürfen sie zu 
Straftaten anstiften oder extremistische Organisationen steuern. Ein staatlich 
vergüteter „Agent Provocateur“ liefe dem Rechtsstaat zuwider.

Ein besonderes Augenmerk legt der rheinland-pfälzische Verfassungsschutz auf 
das Internet, dessen Bedeutung für die Kommunikation von Extremisten und 
Terroristen in den zurückliegenden Jahren weiter zugenommen hat. Diese nutzen 
soziale Medien, um Hass und Hetze zu verbreiten und um junge Menschen zu ra-
dikalisieren und zu rekrutieren. Das Landesverfassungsschutzgesetz vom Februar 
2020 bietet eine sichere Rechtsgrundlage, um extremistische Bestrebungen in 
digitalen Medien zu beobachten und aufzuklären, auch mit Hilfe einer Legende 
(§ 20 Abs. 2 LVerSchG).

Besonderer Fall: G10Maßnahme

Die Verfassungsschutzbehörden dürfen zur Abwehr von drohenden Gefahren für 
die freiheitliche demokratische Grundordnung oder den Bestand oder die Sicher-
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heit des Bundes oder eines Landes die Telekommunikation überwachen und 
aufzeichnen und die dem Brief- oder Postgeheimnis unterliegenden Sendungen 
öffnen und einsehen.

Die Hürden für einen solchen erheblichen Eingriff in die Grundrechte aus Arti-
kel 10 des Grundgesetzes, die das Brief- sowie das Post- und Fernmeldegeheim-
nis betreffen, sind hoch. Es müssen Anhaltspunkte für bestimmte schwerwie-
gende Straftaten, zum Beispiel Hoch verrat, geheimdienstliche Agententätigkeit 
und Bildung einer terroristischen Vereinigung, vorliegen. Außerdem muss die 
Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich er-
schwert sein. Die Zahl der Eingrif fe beschränkt sich angesichts der hohen recht-
lichen Hürden naturgemäß auf schwerwiegende Einzelfälle.

Die Rechtmäßigkeit eines Eingriffs in das Grundrecht aus Artikel 10 GG (G10-
Maßnahme) richtet sich nach dem Gesetz zur Beschränkung des Brief-, Post- 
und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10-Gesetz, G10). Die Anordnung ei ner 
G10-Maßnahme erfolgt durch die fachlich zuständige Ministerin oder den fach-
lich zuständigen Minister, das heißt in Rheinland-Pfalz durch die Ministerin oder 
den Mini ster des Innern und für Sport. Jede Maßnahme bedarf sodann der Zu-
stimmung durch ein unabhängiges parlamentarisches Gremium, die sogenannte 
G10-Kom mission.

G10-Maßnahmen sind jeweils auf die Dauer von drei Monaten befristet. Sie kön-
nen jedoch verlängert werden. Dann bedarf es einer neuen Anordnung und Zu-
stimmung.
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5.  Wie ist der Verfassungsschutz organisiert?
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Verfassungsschutz – einer von drei Nachrichtendiensten

In der Bundesrepublik Deutschland existieren drei Arten von Nachrichtendien-
sten. Neben dem Verfassungsschutz sind dies der Bundesnachrichtendienst 
(BND) und das Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst (BAMAD).

Die Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der Länder sind Inlandsnach-
richtendienste. Ihre Zuständigkeit en det an der Grenze des jeweiligen Bundes-
landes beziehungsweise der Bundesrepublik. Demgegenüber ist der BND als 
Auslands nachrichtendienst für die Auslandsaufklärung zuständig. Er wird jen-
seits der deutschen Staatsgrenzen tätig. Dort sammelt und analysiert der BND 
Informationen, um Er kenntnisse über das Ausland zu gewinnen, die von außen- 
und sicherheitspolitischer Bedeu tung für die Bundesrepublik Deutschland sind 
(vgl. § 1 Gesetz über den Bundesnachrichtendienst, BND-Gesetz – BNDG).

Der kleinste der drei Nachrichtendienste, der MAD – seit August 2017 heißt er 
Bundesamt für den Militärischen Abschirmdienst –, ist für die Sicherheit der Bun-
deswehr verantwortlich. Seine Aufgaben sind mit denen des Verfassungsschut-
zes in weiten Teilen deckungsgleich (vgl. § 1 Gesetz über den militärischen Ab-
schirmdienst, MAD-Gesetz – MADG).

Nachrichtendienste in Deutschland

Bundeskanzleramt

Bundesnach-
richtendienst

-
Auslands-
aufklärung

Verfassungs-
schutz

-
Inlands-

aufklärung

Militärischer
Abschirmdienst

-
Sicherheit der
Bundeswehr

Innenressorts Bundesministerium
der Verteidigung
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Alle drei Nachrichtendienste sind voneinander getrennt; die Fach- und Dienst-
aufsicht über sie liegen in unterschiedlichen Händen. Auf diese Weise wird aus-
geschlossen, dass eine dem demokratischen Rechtsstaat unangemessene Macht-
konzentration entsteht.
Auch ist sichergestellt, dass alle Nachrichtendienste weder über polizeiliche Be-
fugnisse verfügen noch der Polizei angegliedert werden.

Verfassungsschutz – Aufbau und Struktur

Der Verfassungsschutz ist föderal aufgebaut. Er gliedert sich in 16 Lan-
desbehörden und eine Bundesbehörde, das Bundesamt für Verfassungsschutz 
(BfV). Zwischen dem BfV und den Landesbehörden für Verfassungsschutz (LfV) 
gibt es kein Über-Unterordnungsverhältnis. Das Bundesamt hat keine Weisungs-
befugnis gegenüber den Landesbehörden.

Die Landesbehörden für Verfassungsschutz sind als eigenständige, nachgeordne-
te Landesämter (Landesoberbehörden) oder als Abteilungen der Innenministe-
rien organisiert. Letzteres ist in Rheinland-Pfalz der Fall. Die Aufgabe nimmt die 
Abteilung 6 des Ministeriums des Innern und für Sport wahr, die aus neun Refe-
raten besteht:

361 Zentrale Aufgaben, Informationstechnik
362  Grundsatzfragen, Datenschutz und Recht, Präventionsagentur 

gegen Extremismus
363 Operative Einsatzunterstützung
364 Spionageabwehr, Geheimschutz, Cybersicherheit
365 Rechtsextremismus und -terrorismus
366 Islamistischer Terrorismus, Salafi smus
367 Islamismus, Extremismus mit Ausländerbezug
368 Linksextremismus
369 Nachrichtenbeschaffung
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6.  Wie wird der Verfassungsschutz kontrolliert?
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Vielfältige Kontrolle schafft Vertrauen

Der Verfassungsschutz ist wie jede andere Behörde an Recht und Gesetz gebun-
den. Die Bürgerinnen und Bürger können darauf vertrauen, dass er seinen Auf-
trag rechtsstaatlich erfüllt. Doch wie heißt es bekanntlich? „Vertrauen ist gut, 
Kontrolle ist besser.“  Der Verfassungsschutz wird daher umfas send kontrolliert. 
Folgende Kontrollinstanzen tragen dafür Sorge:

Öffentliche
Kontrolle

(indirekt durch 
Medien und Bürger)

Verfassungs
schutzbehörde 

RheinlandPfalz

G10‑Kommission

(Kontrolle von Ein‑
griffen in das Post‑ 
und Fernmeldege‑

heimnis nach 
Art. 10 GG)

Gerichtliche
Kontrolle

(Verwaltungs‑
gerichte)

Datenschutz

(Landesbeauftragter 
für den Datenschutz 

und die Informations‑
freiheit Rheinland‑

Pfalz)

Finanzkontrolle

(Landesrechnungshof 
Rheinland‑Pfalz)

Parlamentarische
Kontrolle

(Parlamentarische 
Kontrollkommission, 

Innenausschuss, 
Debatten, Anfragen)

Eine wichtige Kontrollfunktion übt dabei die Parlamentarische Kontrollkommis-
sion (PKK) des Landtags Rheinland-Pfalz aus. Die ihr angehörenden Abgeordneten 
sind berechtigt, Einsicht in Dateien, Akten und sonstige Unterlagen der 
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Verfassungsschutzbehörde Rheinland-Pfalz zu nehmen. Durch die Neufassung 
des LVerfSchG wurde die PKK gestärkt (§§ 31-38 LVerfSchG). So können 
die Mitglieder der Kommission nunmehr einen Sachverständigen zu einem 
bestimmten Thema beauftragen. Zudem wurde eine Geschäftsstelle für die 
PKK gesetzlich verankert und der Zugang ihrer Mitglieder zu Informationen ver-
bessert. Hinzugekommen ist auch die Berichtspflicht der parlamentarischen 
Kontrollkommission gegenüber dem Landtag. So soll die Kommission laut § 38 
LVerfSchG zwei Mal in der Wahlperiode, möglichst in der Mitte und am Ende, 
dem Parlament über ihre Arbeit berichten.
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Anhang: Rechtliche Grundlagen
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Grundgesetz (Auszug)

 Artikel 73  ‑  Umfang der ausschließlichen Gesetzgebung
 
 Der Bund hat die ausschließliche Gesetzgebung über
 ...
 10. die Zusammenarbeit des Bundes und der Länder
 ...
  b)  zum Schutze der freiheitlichen demokratischen 

Grundordnung, des Bestandes und der Sicherheit des  
Bundes oder eines Landes (Verfassungsschutz) und

  c)  zum Schutz gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die  
durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete 
Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der 
Bundesrepublik Deutschland gefährden,

 ...
 
 Artikel 87  ‑  Bundeseigene Verwaltung: Sachgebiete
 
  (1) ... Durch Bundesgesetz können ... Zentralstellen ... zur Sammlung 

von Unterlagen für Zwecke des Ver fassungsschutzes und des 
Schutzes gegen Bestrebungen im Bundesgebiet, die durch 
Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete 
Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik 
Deutschland ge fährden, eingerichtet werden.
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Landesverfassungsschutzgesetz 
(LVerfSchG) 
Vom 11. Februar 2020
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Teil 1 
Auftrag

§ 1 
Auftrag

Der Verfassungsschutz dient dem Schutz 
der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung, des Bestandes und der 
Sicherheit des Bundes und der Länder.

§ 2 
Verfassungsschutzbehörde

(1) Verfassungsschutzbehörde ist eine Abteilung 
in dem für Inneres zuständigen Ministerium.

(2) Verfassungsschutz und Polizei dürfen 
einander nicht angegliedert werden.

§ 3 
Zusammenarbeit

(1) Die Verfassungsschutzbehörde ist verpflichtet, 
mit dem Bund und den Ländern in Angelegenheiten 
des Verfassungsschutzes zusammenzuarbeiten.

(2) Die Behörden für Verfassungsschutz ande-
rer Länder dürfen in Rheinland-Pfalz unter 
Beachtung der Bestimmungen dieses Gesetzes 
nur im Einvernehmen, das Bundesamt für 
Verfassungsschutz nur im Benehmen mit der 
Verfassungsschutzbehörde tätig werden. Die 
Verfassungsschutzbehörde darf nach Maßgabe 
dieses Gesetzes in den anderen Ländern tätig 
werden, soweit es die Rechtsvorschriften 
der betreffenden Länder zulassen.

§ 4 
Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Gesetzes sind

1.  Bestrebungen gegen den Bestand des 
Bundes oder eines Landes politisch 
bestimmte, ziel- und zweckgerichtete 
Verhaltensweisen in einem oder für einen 
Personenzusammenschluss, der darauf gerich-
tet ist, die Freiheit des Bundes oder eines 
Landes von fremder Herrschaft aufzuheben, 
ihre staatliche Einheit zu beseitigen oder ein 
zu ihnen gehörendes Gebiet abzutrennen,

2.  Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes politisch bestimmte, ziel- 
und zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem 
oder für einen Personenzusammenschluss, der 
darauf gerichtet ist, den Bund, ein Land oder 
deren Einrichtungen in ihrer Funktionsfähigkeit 
erheblich zu beeinträchtigen,

3.  Bestrebungen gegen die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung politisch bestimmte, ziel- 
und zweckgerichtete Verhaltensweisen in einem 
oder für einen Personenzusammenschluss, 
der darauf gerichtet ist, einen der in diesem 
Gesetz genannten Verfassungsgrundsätze zu 
beseitigen oder außer Geltung zu setzen.

Für einen Personenzusammenschluss han-
delt, wer ihn in seinen Bestrebungen nach-
drücklich unterstützt. Verhaltensweisen 
von Einzelpersonen, die nicht in einem 
oder für einen Personenzusammenschluss 
handeln, sind Bestrebungen im Sinne die-
ses Gesetzes, wenn sie gegen Schutzgüter 
dieses Gesetzes unter Anwendung von 
Gewalt gerichtet sind oder aufgrund ihrer 
Wirkungsweise geeignet sind, ein Schutzgut 
dieses Gesetzes erheblich zu beschädigen.

(2) Verhaltensweisen oder Betätigungen von 
Personenzusammenschlüssen ohne feste 
hierarchische Organisationsstrukturen (unor-
ganisierte Gruppen) können Bestrebungen 
im Sinne dieses Gesetzes sein.

(3) Die freiheitliche demokratische Grundordnung 
umfasst die zentralen Grundprinzipien, die für den 
freiheitlichen Verfassungsstaat unentbehrlich sind. 
Diese sind die Garantie der Menschenwürde, das 
Demokratieprinzip und das Rechtsstaatsprinzip.

Teil 2 
Aufgaben

§ 5 
Beobachtungsaufgaben

Die Verfassungsschutzbehörde beobachtet

1.  Bestrebungen, die gegen die freiheitliche 
demokratische Grundordnung, den Bestand 
oder die Sicherheit des Bundes oder eines 
Landes gerichtet sind oder eine ungesetz-
liche Beeinträchtigung der Amtsführung der 
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Verfassungsorgane des Bundes oder eines 
Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziele haben,

2.  sicherheitsgefährdende oder geheimdienst-
liche Tätigkeiten in der Bundesrepublik 
Deutschland für eine fremde Macht,

3.  Bestrebungen in der Bundesrepublik 
Deutschland, die durch Anwendung 
von Gewalt oder darauf gerichtete 
Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange 
der Bundesrepublik Deutschland gefährden, und

4.  Bestrebungen und Tätigkeiten in der 
Bundesrepublik Deutschland, die gegen 
den Gedanken der Völkerverständigung 
oder das friedliche Zusammenleben 
der Völker gerichtet sind,

soweit tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht solcher Bestrebungen oder Tätigkeiten 
vorliegen. Die Beobachtung erfolgt offen, soweit 
erforderlich verdeckt. Sie umfasst die gezielte 
und planmäßige Sammlung und Auswertung 
sach- und personenbezogener Daten.

§ 6 
Mitwirkungsaufgaben

(1) Die Verfassungsschutzbehörde wirkt mit

1.  bei der Sicherheitsüberprüfung von 
Personen, denen im öffentlichen Interesse 
geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, 
Gegenstände oder Erkenntnisse anver-
traut werden, die Zugang dazu erhalten 
sollen oder ihn sich verschaffen können,

2.  bei der Sicherheitsüberprüfung von 
Personen, die an sicherheitsempfind-
lichen Stellen von lebens- oder ver-
teidigungswichtigen Einrichtungen 
beschäftigt sind oder werden sollen,

3.  bei technischen Sicherheitsmaßnahmen 
zum Schutze von im öffentlichen Interesse 
geheimhaltungsbedürftigen Tatsachen, 
Gegenständen oder Erkenntnissen gegen 
die Kenntnisnahme durch Unbefugte und

4.  bei der Geheimschutzbetreuung 
von nichtöffentlichen Stellen.

Bei der Mitwirkung nach Satz 1 Nr. 4 ist die 
Verfassungsschutzbehörde zur sicherheitsmäßigen 

Bewertung der Angaben der nichtöffentlichen 
Stelle unter Berücksichtigung der Erkenntnisse der 
Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der 
Länder befugt. Sofern es im Einzelfall erforderlich 
erscheint, können bei der Mitwirkung nach Satz 1 
Nr. 4 zusätzlich die sonstigen Nachrichtendienste 
des Bundes um Übermittlung und Bewertung 
vorhandener Erkenntnisse und um Bewertung 
übermittelter Erkenntnisse ersucht werden.

(2) Sie wirkt außerdem mit bei der Überprüfung 
von Personen in sonstigen gesetzlich bestimm-
ten Fällen oder mit deren Einwilligung.

§ 7 
Unterrichtung der Landesregierung 
und der Öffentlichkeit

(1) Die Verfassungsschutzbehörde unter-
richtet die Landesregierung regelmäßig 
und umfassend über Art und Ausmaß von 
Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 5 .

(2) Das fachlich zuständige Ministerium infor-
miert die Öffentlichkeit über grundlegende 
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes 
sowie über präventiven Wirtschaftsschutz, 
soweit Geheimhaltungserfordernisse 
nicht entgegenstehen.

Teil 3 
Befugnisse

§ 8 
Grundsätze

(1) Bei der Erfüllung der Aufgaben hat die 
Verfassungsschutzbehörde von mehreren 
möglichen und geeigneten Maßnahmen dieje-
nige zu treffen, die einzelne Personen und die 
Allgemeinheit voraussichtlich am wenigsten beein-
trächtigt. Eine Maßnahme darf nicht zu einem 
Nachteil führen, der zu dem erstrebten Erfolg 
erkennbar außer Verhältnis steht. Eine Maßnahme 
ist nur so lange zulässig, bis ihr Zweck erreicht ist 
oder sich zeigt, dass er nicht erreicht werden kann.

(2) Sowohl bei der Erhebung als auch bei der 
Verwertung personenbezogener Daten achtet 
die Verfassungsschutzbehörde den besonderen 
Schutz des Kernbereichs privater Lebensgestaltung 
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sowie den Schutz von Berufsgeheimnisträgern 
und ihnen gleichstehenden Personen.

§ 9 
Allgemeine Befugnisse

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 , zum Schutz der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Einrichtungen, 
Gegenstände und Nachrichtenzugänge sowie 
zur Gewinnung, Erhaltung oder Überprüfung der 
Nachrichtenzugänge die erforderlichen offenen 
oder die im Sinne des Absatzes 2 verdeckten 
Maßnahmen treffen, insbesondere Informationen 
einschließlich personenbezogener Daten nach 
Maßgabe von Teil 4 verarbeiten, soweit nicht die 
§§ 10 bis 21 diese besonders regeln. Die Befugnisse 
gelten entsprechend für die Erfüllung der Aufgaben 
nach § 6; insoweit sind nur offene Maßnahmen 
zulässig. Die Maßnahmen sind auch dann zuläs-
sig, wenn Dritte unvermeidbar betroffen sind.

(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf nach 
Maßgabe des Absatzes 3 Methoden und 
Gegenstände einschließlich technischer Mittel 
zur verdeckten Informationsbeschaffung 
(nachrichtendienstliche Mittel) einsetzen. Die 
nachrichtendienstlichen Mittel sind, soweit sie 
nicht in den §§ 10 bis 21 besonders geregelt 
sind, in einer Dienstvorschrift zu benennen, 
die auch die Zuständigkeit für die Anordnung 
solcher Informationsbeschaffungen regelt. 
Die Dienstvorschrift ist der Parlamentarischen 
Kontrollkommission nach § 31 vorzulegen.

(3) Der Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel zur 
Erhebung personenbezogener Daten ist zulässig

1.  zur Gewinnung, Erhaltung oder 
Überprüfung von Nachrichtenzugängen,

2.  gegenüber Personen, bei denen auf-
grund tatsächlicher Anhaltspunkte 
der Verdacht von Bestrebungen oder 
Tätigkeiten nach § 5 vorliegt,

3.   gegenüber Personen, von denen aufgrund 
tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmen ist, 
dass sie für eine nach Nummer 2 betroffene 
Person oder Personengruppe Mitteilungen 
entgegennehmen oder weitergeben,

4.  gegenüber Personen, bei denen keine tat-

sächlichen Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass sie selbst Bestrebungen oder Tätigkeiten 
im Sinne des § 5 nachgehen, jedoch tat-
sächliche hinreichende Anhaltspunkte 
für eine nicht nur vorübergehende 
Verbindung zu diesen bestehen oder

5.  zum Schutz der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, Einrichtungen, Gegenstände 
und Nachrichtenzugänge.

(4) Der Einsatz nachrichtendienstlicher Mittel 
zur Erhebung personenbezogener Daten bei 
Minderjährigen ist frühestens ab Vollendung 
des 10. Lebensjahres und bis zur Vollendung 
des 14. Lebensjahres nur zu deren Schutz zuläs-
sig, soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass diese den objektiven Tatbestand 
einer der in § 3 Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes 
vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1254, 2298; 2007 
I S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 12 des 
Gesetzes vom 17. August 2017 (BGBl. I S. 3202), 
genannten Straftatbestände verwirklichen wer-
den, verwirklichen oder verwirklicht haben.

§ 10 
Verdeckte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf eigene 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter einer ihnen 
verliehenen und auf Dauer angelegten Legende 
(Verdeckte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter) 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 unter den 
Voraussetzungen des § 9 Abs. 3 einsetzen.

(2) Verdeckte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter dürfen weder zur Gründung von 
Personenzusammenschlüssen, die Bestrebungen 
nach § 5 Satz 1 Nr. 1, 3 oder 4 verfolgen, noch 
zur steuernden Einflussnahme auf derartige 
Personenzusammenschlüsse eingesetzt werden. 
Sie dürfen in solchen Personenzusammenschlüssen 
oder für solche Personenzusammenschlüsse, 
einschließlich strafbarer Vereinigungen, tätig 
werden, um deren Bestrebungen aufzuklären. Im 
Übrigen dürfen Verdeckte Mitarbeiterinnen oder 
Mitarbeiter im Einsatz bei der Beteiligung an 
Bestrebungen solche Handlungen vornehmen, die

1.  nicht in Individualrechte eingreifen,

2.  von den an den Bestrebungen Beteiligten derart 
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erwartet werden, dass sie zur Gewinnung 
und Sicherung der Nachrichtenzugänge 
unumgänglich sind und

3.  nicht außer Verhältnis zur Bedeutung des 
aufzuklärenden Sachverhaltes stehen.

Sofern zureichende tatsächliche Anhaltspunkte 
dafür bestehen, dass Verdeckte Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter rechtswidrig einen Straftat-
bestand von erheblicher Bedeutung verwirklicht 
haben, soll der Einsatz unverzüglich beendet und 
die Strafverfolgungsbehörde unterrichtet wer-
den. Über Ausnahmen von Satz 4 entscheidet 
die Leitung der Verfassungsschutzbehörde.

(3) § 9a Abs. 3 des 
Bundesverfassungsschutzgesetzes (BVerfSchG) 
vom 20. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2954, 2970), 
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2097), gilt entsprechend.

(4) Absatz 1 und 2 sowie § 9a Abs. 3 BVerfSchG 
finden entsprechende Anwendung auf solche 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter, die verdeckt 
Informationen in sozialen Netzwerken und son-
stigen Kommunikationsplattformen im Internet 
erheben, auch wenn sie nicht unter einer auf 
Dauer angelegten Legende tätig werden.

(5) Über den Einsatz Verdeckter Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter wird der Parlamentarischen 
Kontrollkommission in regelmäßigen Abstän- 
den, mindestens jedoch jährlich, umfassend 
Bericht erstattet.

§ 11 
Vertrauenspersonen

(1) Für den Einsatz von Privatpersonen, deren 
planmäßige, dauerhafte Zusammenarbeit mit 
dem Verfassungsschutz Dritten nicht bekannt 
ist (Vertrauenspersonen), ist § 10 Abs. 1 bis 
3 und Abs. 5 entsprechend anzuwenden.

(2) Über die Verpflichtung von 
Vertrauenspersonen entscheidet die 
Leitung der Verfassungsschutzbehörde. Als 
Vertrauenspersonen dürfen Personen nicht 
angeworben und eingesetzt werden, die

1.  nicht voll geschäftsfähig, insbe-
sondere minderjährig sind,

2.  von den Geld- oder Sachzuwendungen 
für die Tätigkeit auf Dauer als alleinige 
Lebensgrundlage abhängen würden,

3.  an einem Aussteigerprogramm teilnehmen,

4.  Mitglied des Europäischen Parlaments, 
des Deutschen Bundestages oder eines 
Landesparlaments oder Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter eines solchen Mitglieds sind,

5.  im Bundeszentralregister mit einer 
Verurteilung wegen eines Verbrechens 
oder zu einer Freiheitsstrafe wegen eines 
Vergehens von erheblicher Bedeutung, deren 
Vollstreckung nicht zur Bewährung ausge-
setzt worden ist, eingetragen sind oder

6.  als Geistliche oder Verteidiger im Sinne 
des § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 der 
Strafprozessordnung (StPO) oder diesen 
nach § 53a Abs. 1 Satz 1 StPO gleich-
stehenden Personen zur Verweigerung 
des Zeugnisses berechtigt sind.

Die Leitung der Verfassungsschutzbehörde kann 
eine Ausnahme von Satz 2 Nr. 5 zulassen, wenn 
die Verurteilung nicht als Täterin oder Täter eines 
Totschlags ( §§ 212 , 213 des Strafgesetzbuches ) 
oder einer allein mit lebenslanger Haft bedrohten 
Straftat erfolgt ist und der Einsatz zur Aufklärung 
von Bestrebungen, die auf die Begehung von in 
§ 3 Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes bezeichneten 
Straftaten gerichtet sind, unerlässlich ist. Im 
Falle einer Ausnahme nach Satz 3 ist der Einsatz 
nach höchstens sechs Monaten zu beenden, 
wenn er zur Erforschung der in Satz 3 genann-
ten Bestrebungen nicht zureichend gewichtig 
beigetragen hat. Die Relevanz der gelieferten 
Informationen ist fortlaufend zu bewerten.

§ 12 
Überwachung des Brief, Post und 
Fernmeldeverkehrs

Für die Überwachung des Brief-, Post- und 
Fernmeldeverkehrs einschließlich der 
Verarbeitung der durch eine solche Maßnahme 
erlangten personenbezogenen Daten gelten 
die Bestimmungen des Artikel 10-Gesetzes in 
Verbindung mit dem Landesgesetz zur parla-
mentarischen Kontrolle von Beschränkungen 
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des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
vom 16. Dezember 2002 (GVBl. S. 477), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2015 (GVBl. S. 461), BS 12-1.

§ 13 
Besondere Auskunftsverlangen

(1) Die Verfassungsschutzbehörde 
darf im Einzelfall bei Kreditinstituten, 
Finanzdienstleistungsinstituten und 
Finanzunternehmen unentgeltlich Auskünfte 
zu Konten, Konteninhaberinnen und 
Konteninhabern, sonstigen Berechtigten und 
weiteren am Zahlungsverkehr Beteiligten sowie 
zu Geldbewegungen und Geldanlagen einho-
len, wenn dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach § 5 erforderlich ist und tatsächliche 
Anhaltspunkte für schwerwiegende Gefahren 
für die in § 5 genannten Schutzgüter vorliegen. 
Sie darf zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 
erforderliche Bestandsdaten durch Ersuchen 
an das Bundeszentralamt für Steuern nach § 
93b Abs. 1 der Abgabenordnung erheben.

(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf im 
Einzelfall bei Verkehrsunternehmen unent-
geltlich Auskünfte zu Namen, Anschriften, zur 
Inanspruchnahme und sonstigen Umständen 
von Transportleistungen einholen, wenn dies zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 erforderlich 
ist und tatsächliche Anhaltspunkte für schwer-
wiegende Gefahren für die in § 5 genannten 
Schutzgüter vorliegen. Zur Auskunft sind ebenso 
die Betreiber von Computerreservierungssystemen 
und globalen Distributionssystemen verpflichtet.

(3) Die Verfassungsschutzbehörde darf im Einzelfall 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 unter 
den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 des Artikel 
10-Gesetzes bei Personen und Unternehmen, die 
geschäftsmäßig Postdienstleistungen erbringen, 
sowie bei denjenigen, die an der Erbringung die-
ser Dienstleistungen mitwirken, unentgeltlich 
Auskünfte zu Namen, Anschriften, Postfächern und 
sonstigen Umständen des Postverkehrs einholen.

(4) Die Verfassungsschutzbehörde darf im 
Einzelfall zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
§ 5 unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 
1 des Artikel 10-Gesetzes bei denjenigen, die 
geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste 

und Telemediendienste erbringen oder 
daran mitwirken, Auskünfte einholen über 
Telekommunikationsverkehrsdaten nach § 96 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 des Telekommunikationsgesetzes 
(TKG) vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190), 
zuletzt geändert durch Artikel 12 des Gesetzes 
vom 11. Juli 2019 (BGBl. I S. 1066) und 
Telemediennutzungsdaten nach § 15 Abs. 1 des 
Telemediengesetzes (TMG) vom 26. Februar 2007 
(BGBl. I S. 179), zuletzt geändert durch Artikel 11 
des Gesetzes vom 11. Juli 2019 (BGBl. I S. 1066). 
Die Auskünfte können auch in Bezug auf die 
zukünftige Telekommunikation und die zukünf-
tige Nutzung von Telemedien verlangt werden.

(5) Soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der 
Verfassungsschutzbehörde nach § 5 erforder-
lich ist, darf von denjenigen, die geschäftsmäßig 
Telekommunikationsdienste erbringen oder 
daran mitwirken, Auskunft über die nach den 
§§ 95 und 111 TKG erhobenen Daten verlangt 
werden ( § 113 Abs. 1 Satz 1 TKG ). Bezieht sich 
das Auskunftsverlangen nach Satz 1 auf Daten, 
mittels derer der Zugriff auf Endgeräte oder auf 
Speichereinrichtungen, die in diesen Endgeräten 
oder hiervon räumlich getrennt eingesetzt wer-
den, geschützt wird ( § 113 Abs. 1 Satz 2 TKG ), 
darf die Auskunft nur verlangt werden, wenn die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Nutzung der 
Daten vorliegen. Die Auskunft nach Satz 1 darf 
auch anhand einer zu einem bestimmten Zeitpunkt 
zugewiesenen Internetprotokoll-Adresse verlangt 
werden ( § 113 Abs. 1 Satz 3 TKG ). Unter den 
 Voraussetzungen des Satzes 1 darf die Verfas- 
sungsschutzbehörde auch Auskunft über 
Daten gemäß § 14 Abs. 1 TMG bei denjenigen 
verlangen, die Telemediendienste anbieten 
oder daran mitwirken ( § 14 Abs. 2 TMG ).

(6) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 
ist, muss die Verfassungsschutzbehörde ihr 
Auskunftsverlangen gegenüber den verpflichte-
ten Unternehmen nicht begründen; insbeson-
dere muss sie nicht darlegen, ob und inwieweit 
die Voraussetzungen der Auskunftsansprüche 
nach Absatz 1 bis 5 gegeben sind. Die in 
Absatz 1 bis 3 genannten Unternehmen sind 
zur unentgeltlichen Auskunft verpflichtet. 
Aufgrund eines Auskunftsverlangens nach 
Absatz 4 und 5 haben diejenigen, die geschäfts-
mäßig Telekommunikationsdienste oder 



46

Telemediendienste erbringen oder daran mitwir-
ken, die zur Auskunftserteilung erforderlichen 
Daten unverzüglich, vollständig und richtig zu 
übermitteln. Die Verfassungsschutzbehörde 
hat für ihr erteilte Auskünfte nach Absatz 4 
und Absatz 5 Satz 3 eine Entschädigung zu 
gewähren, deren Umfang sich nach § 23 und 
Anlage 3 des Justizvergütungs- und -entschä-
digungsgesetzes vom 5. Mai 2004 (BGBl. I 
S. 718, 776) in der jeweils geltenden Fassung 
bemisst; die Bestimmungen über die Verjährung 
in § 2 Abs. 1 und 4 des Justizvergütungs- und 
-entschädigungsgesetzes finden entspre-
chend Anwendung. Die Auskunftsverlangen 
nach Absatz 1 bis 5 und die Auskunft selbst 
dürfen den Betroffenen oder Dritten vom 
Auskunftsgeber nicht mitgeteilt werden.

(7) Auskünfte nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 
2 bis 4 dürfen nur auf Antrag eingeholt werden. 
Der Antrag ist durch die G10-Aufsichtsbeamtin 
oder den G10-Aufsichtsbeamten im Sinne des § 8 
Abs. 3 des Landesgesetzes zur parlamentarischen 
Kontrolle von Beschränkungen des Brief-, Post- 
und Fernmeldegeheimnisses schriftlich zu stellen 
und zu begründen. Über den Antrag entscheidet 
die Leitung der Verfassungsschutzbehörde durch 
Anordnung. Die fachlich zuständige Ministerin 
oder der fachlich zuständige Minister unterrichtet 
die nach dem Landesgesetz zur parlamentarischen 
Kontrolle von Beschränkungen des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses gebildete Kommission 
unverzüglich über die Anordnungen vor deren 
Vollzug. Bei Gefahr im Verzug kann die fachlich 
zuständige Ministerin oder der fachlich zustän-
dige Minister den Vollzug der Entscheidung auch 
bereits vor der Unterrichtung der Kommission 
anordnen. In diesem Fall hat die Unterrichtung 
der Kommission unverzüglich nachträglich zu 
erfolgen. Für die Aufgaben und Befugnisse der 
Kommission sowie die Mitteilung von Maßnahmen 
nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 bis Absatz 4 
an die Betroffenen findet das Landesgesetz zur 
parlamentarischen Kontrolle von Beschränkungen 
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
entsprechende Anwendung.

(8) Auf die Verarbeitung der nach Absatz 1 Satz 
1, Absatz 2 bis Absatz 4 und Absatz 5 Satz 3 
erhobenen personenbezogenen Daten ist § 4 des 
Artikel 10-Gesetzes entsprechend anzuwenden.

(9) Über die nach Absatz 5 Satz 3 durchgeführten 
Maßnahmen unterrichtet die fachlich zuständige 
Ministerin oder der fachlich zuständige Minister 
die nach dem Landesgesetz zur parlamentarischen 
Kontrolle von Beschränkungen des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses gebildete Kommission 
mindestens einmal im Jahr. Die Kommission kann 
jederzeit Einsicht in alle Unterlagen zu durchge-
führten oder laufenden Maßnahmen nach Absatz 
5 Satz 3 nehmen und deren Vorlage verlangen.

(10) Das fachlich zuständige Ministerium berich-
tet über die durchgeführten Maßnahmen nach 
Absatz 1 Satz 1, Absatz 2 Satz 1 sowie Absatz 3 und 
4 dem parlamentarischen Kontrollgremium des 
Bundes unter entsprechender Anwendung des § 
8b Abs. 3 Satz 1 Halbsatz 2 BVerfSchG für dessen 
Berichte nach § 8b Abs. 3 Satz 2 BVerfSchG .

§ 14 
Funkzellenabfrage

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 und unter 
den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 des Artikel 
10-Gesetzes Auskunft über Verkehrsdaten 
ohne Kenntnis der Rufnummer oder einer 
anderen Kennung des zu überwachenden 
Anschlusses oder des Endgerätes einholen, 
sofern andernfalls die Erreichung des Zwecks 
der Maßnahme erheblich erschwert wäre.

(2) Die Maßnahme bedarf der Anordnung durch 
die Leitung der Verfassungsschutzbehörde. Die 
fachlich zuständige Ministerin oder der fachlich 
zuständige Minister unterrichtet die nach dem 
Landesgesetz zur parlamentarischen Kontrolle 
von Beschränkungen des Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnisses gebildete Kommission 
über die beschiedenen Anträge vor deren Vollzug. 
Bei Gefahr im Verzug kann die fachlich zuständige 
Ministerin oder der fachlich zuständige Minister 
den Vollzug der Entscheidung auch bereits vor 
der Unterrichtung der Kommission anordnen. In 
diesem Fall hat die Unterrichtung der Kommission 
unverzüglich nachträglich zu erfolgen. Für die 
Aufgaben und Befugnisse der Kommission sowie 
die Mitteilung von Maßnahmen nach Absatz 1 
an die Betroffenen findet das Landesgesetz zur 
parlamentarischen Kontrolle von Beschränkungen 
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des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
entsprechende Anwendung.

(3) In der Anordnung sind insbesondere

1.  die Voraussetzungen nach Absatz 1 sowie die 
wesentlichen Abwägungsgesichtspunkte,

2.  die Person, gegen die sich die Datener- 
hebung richtet, soweit möglich mit 
Name und Anschrift,

3.  Art, Umfang und Dauer der Datenerhebung 
unter Benennung des Endzeitpunkts und

4.  soweit möglich die genaue Telekommunikation, 
über die Verkehrsdaten erhoben wer-
den soll, räumlich und zeitlich

zu bestimmen. Die Maßnahme ist auf höchstens 
drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung 
um jeweils nicht mehr als denselben Zeitraum 
ist zulässig, sofern die Voraussetzungen 
der Anordnung weiterhin vorliegen. Die 
Verarbeitung der durch Maßnahmen nach 
Absatz 1 erhobenen Daten erfolgt in ent-
sprechender Anwendung des § 4 des Artikel 
10-Gesetzes . Hinsichtlich der Mitteilungen gilt 
§ 12 des Artikel 10-Gesetzes entsprechend.

(4) Aufgrund der Anordnung hat jeder, 
der geschäftsmäßig Telekommunikations-
dienstleistungen erbringt oder daran mitwirkt, 
unverzüglich Auskünfte über die Verkehrsdaten 
zu erteilen. Von der Auskunftspflicht sind auch 
Verkehrsdaten erfasst, die erst nach der Anordnung 
anfallen. Ob und in welchem Umfang dafür 
Vorkehrungen zu treffen sind, richtet sich nach 
dem Telekommunikationsgesetz und den auf seiner 
Grundlage erlassenen Rechtsverordnungen zur 
technischen und organisatorischen Umsetzung 
von Überwachungsmaßnahmen in den jeweils gel-
tenden Fassungen. Hinsichtlich der Entschädigung 
gilt § 13 Abs. 6 Satz 4 entsprechend.

§ 15 
Identifizierung und Lokalisierung 
von mobilen Telekommunikationsendgeräten

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 
darf die Verfassungsschutzbehörde unter den 
Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 des Artikel 
10-Gesetzes technische Mittel zur Ermittlung 

spezifischer Kennungen, insbesondere der 
Geräte- und Kartennummer von mobilen 
Telekommunikationsendgeräten, oder zur 
Ermittlung des Standorts eines mobilen 
Telekommunikationsendgeräts einsetzen.

(2) Personenbezogene Daten Dritter dürfen 
anlässlich einer Maßnahme nach Absatz 1 
nur erhoben werden, wenn dies aus tech-
nischen Gründen unvermeidbar ist. Über den 
Datenabgleich zur Ermittlung der Geräte- oder 
Kartennummer oder des Standorts eines 
mobilen Telekommunikationsendgeräts 
hinaus dürfen sie nicht verwendet werden.

(3) § 14 Abs. 2 und 3 findet ent-
sprechende Anwendung.

§ 16 
Inbesitznahme von Sachen

Die Verfassungsschutzbehörde darf zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 vorüber-
gehend Sachen zur Datenerhebung heim-
lich in Besitz nehmen und benutzen.

§ 17 
Einsatz technischer Mittel zur akustischen 
Überwachung außerhalb von Wohnungen

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf außerhalb 
von Wohnungen das nichtöffentlich gespro-
chene Wort mit verdeckten technischen Mitteln 
heimlich abhören und aufzeichnen, wenn dies 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 erforder-
lich ist, tatsächliche Anhaltspunkte für schwer-
wiegende Gefahren für die in § 5 genannten 
Schutzgüter vorliegen und sofern die Erreichung 
des Zwecks der Maßnahme auf andere Weise 
aussichtlos oder wesentlich erschwert wäre.

(2) § 14 Abs. 2 und 3 gilt entsprechend.

§ 18 
Einsatz technischer Mittel 
zur Wohnraumüberwachung

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf im Rahmen 
der Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 zur Abwehr 
einer dringenden Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit, insbesondere einer gemeinen Gefahr 
oder einer Lebensgefahr, verdeckte technische 
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Mittel zur heimlichen optischen und akus-
tischen Überwachung und Aufzeichnung in 
Wohnungen einsetzen, sofern die Erforschung 
des Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos 
oder wesentlich erschwert wäre. Eine Maßnahme 
nach Satz 1 ist auch gegenüber einer Person 
zulässig, wenn Tatsachen über deren individu-
elles Verhalten die konkrete Wahrscheinlichkeit 
begründen, dass sich innerhalb eines über-
schaubaren Zeitraums eine von ihr ausgehende, 
in Satz 1 genannte Gefahr realisieren wird.

(2) Die Maßnahme ist auch zulässig, wenn sie 
ausschließlich zum Schutz der dort für den 
Verfassungsschutz tätigen Personen erfor-
derlich erscheint und von der Leitung der 
Verfassungsschutzbehörde angeordnet ist.

(3) Die Maßnahme darf nur in Wohnungen von 
Personen durchgeführt werden, gegen die auf-
grund tatsächlicher Anhaltspunkte der Verdacht 
von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 5 
besteht. Wohnungen anderer Personen dürfen 
nur überwacht werden, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass sich eine Person 
nach Satz 1 dort aufhält und die Überwachung der 
Wohnung allein dieser Person zur Erforschung des 
Sachverhalts nicht Erfolg versprechend erscheint.

(4) Die Maßnahme nach Absatz 1 darf auf Antrag 
der Leitung der Verfassungsschutzbehörde 
nur durch ein Gericht angeordnet werden.

(5) Die Anordnung ergeht schriftlich. Sie muss die 
zu überwachende Wohnung und die Person, gegen 
die sich die Maßnahme richtet, so genau bezeich-
nen, wie dies nach den zur Zeit der Anordnung vor-
handenen Erkenntnissen möglich ist. Art, Umfang 
und Dauer der Maßnahmen sind bestimmt zu 
bezeichnen. Die Anordnung ist auf höchstens einen 
Monat zu befristen. Verlängerungen um jeweils 
einen weiteren Monat sind auf Antrag zulässig, 
soweit die Voraussetzungen der Anordnung unter 
Berücksichtigung der gewonnenen Erkenntnisse 
fortbestehen. In der Begründung der Anordnung 
sind die Voraussetzungen und die wesentlichen 
Gründe einzelfallbezogen darzustellen. Liegen 
die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr 
vor, so sind die aufgrund der Anordnung ergrif-
fenen Maßnahmen unverzüglich zu beenden.

(6) Die Maßnahme darf nur angeordnet und durch-

geführt werden, soweit nicht aufgrund tatsäch-
licher Anhaltspunkte, insbesondere hinsichtlich 
der Art der überwachten Räumlichkeit und des 
Verhältnisses der überwachten Personen zueinan-
der, anzunehmen ist, dass durch die Überwachung 
Daten erhoben werden, die dem Kernbereich 
privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind. Die 
Maßnahme ist unverzüglich zu unterbrechen, 
soweit sich während der Überwachung tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür ergeben, dass Inhalte oder 
Handlungen erfasst werden, die dem Kernbereich 
privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind. Für 
die Entscheidung über die Verwertbarkeit dieser 
Daten gilt § 3a Satz 3 bis 6 Artikel 10-Gesetz in 
Verbindung mit § 2 Abs. 3 des Landesgesetzes zur 
parlamentarischen Kontrolle von Beschränkungen 
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
entsprechend. Ist die Überwachung nach Satz 2 
unterbrochen worden, darf sie unter den in Satz 1 
genannten Voraussetzungen fortgeführt werden.

(7) Ein Eingriff in ein nach den §§ 53 und 53a StPO 
geschütztes Vertrauensverhältnis ist unzulässig. 
§ 3b Abs. 2 Artikel 10-Gesetz gilt entsprechend. 
Satz 1 findet keine Anwendung, sofern Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, dass die zeugnisver-
weigerungsberechtigte Person selbst im Verdacht 
von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 5 steht.

§ 19 
Besondere Bestimmungen für 
Maßnahmen nach § 18

(1) Daten aus dem Kernbereich privater 
Lebensgestaltung oder aus Eingriffen entgegen  
§ 18 Abs. 7 dürfen vorbehaltlich der Entscheidung 
nach § 18 Abs. 6 Satz 3 nicht verwertet werden. 
Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu 
löschen. Die Tatsache der Erfassung der Daten 
und der Löschung sind zu dokumentieren. Die 
Dokumentation ist zu löschen, wenn sie für Zwecke 
einer etwaigen gerichtlichen Überprüfung nicht 
mehr erforderlich ist. Soweit die Verarbeitung 
von Daten nach § 18 der gerichtlichen Kontrolle 
unterliegt, fällt sie nicht in die Kontrollkompetenz 
der oder des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit.

(2) Eine Verwertung der bei einer Maßnahme 
nach § 18 Abs. 2 erlangten Daten für Zwecke der 
Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit, 
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insbesondere solcher für die freiheitliche demokra-
tische Grundordnung, ist zulässig, wenn zuvor die 
Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festge-
stellt worden ist; bei Gefahr im Verzuge ist die rich-
terliche Entscheidung unverzüglich nachzuholen.

(3) Die aus einer Maßnahme nach § 18 
gewonnenen personenbezogenen Daten sind 
zu kennzeichnen. Nach einer Übermittlung 
an eine andere Stelle ist die Kennzeichnung 
durch diese aufrechtzuerhalten.

(4) Die Leitung der Verfassungsschutzbehörde 
kann anordnen, dass bei der Übermittlung auf 
die Kennzeichnung nach Absatz 3 verzichtet wird, 
soweit und solange dies unerlässlich ist, um die 
Geheimhaltung einer Beschränkungsmaßnahme 
nicht zu gefährden und das Gericht zugestimmt 
hat. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung 
bereits vor der Zustimmung getroffen wer-
den. Wird die Zustimmung versagt, ist die 
Kennzeichnung durch die empfangende Stelle 
unverzüglich nachzuholen; die übermittelnde 
Behörde hat sie hiervon zu unterrichten.

(5) Die Verfassungsschutzbehörde kann nach 
§ 18 erhobene personenbezogene Daten an 
öffentliche Stellen übermitteln, soweit dies zur 
Erfüllung von deren Aufgaben unter Beachtung 
des § 26 Abs. 2 Satz 3 erforderlich ist

1.  zur Abwehr einer dringenden Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit, insbesondere einer 
gemeinen Gefahr, einer Lebensgefahr oder einer 
Gefahrenlage gemäß § 18 Abs. 1 Satz 2, oder

2.  zur Verfolgung besonders schwerer 
Straftaten nach § 100b Abs. 2 StPO, 
soweit die Daten einen konkreten 
Ermittlungsansatz erkennen lassen.

Personenbezogene Daten aus einer optischen 
Wohnraumüberwachung dürfen nicht für Zwecke 
der Strafverfolgung übermittelt werden. Absatz 
2 bleibt unberührt. Der Empfänger darf die 
übermittelten Daten nur zu dem Zweck ver-
wenden, zu dem sie ihm übermittelt wurden.

(6) Sind mit personenbezogenen Daten, die 
übermittelt werden dürfen, weitere Daten der 
betroffenen oder einer dritten Person in Akten 

so verbunden, dass eine Trennung nicht oder nur 
mit unvertretbarem Aufwand möglich ist, ist die 
Übermittlung auch dieser Daten zulässig; eine 
Verwendung dieser Daten ist unzulässig, worauf 
die empfangende Stelle hinzuweisen ist. Über 
die Übermittlung entscheidet eine Mitarbeiterin 
oder ein Mitarbeiter der übermittelnden Stelle, 
die oder der die Befähigung zum Richteramt 
hat. Die Übermittlung ist zu protokollieren.

(7) Sind die durch eine Maßnahme nach § 18 
erlangten personenbezogenen Daten zur Erfüllung 
des der Maßnahme zugrunde liegenden Zwecks 
und für eine etwaige gerichtliche Überprüfung 
der Maßnahme nicht mehr erforderlich, sind sie 
unverzüglich zu löschen. Die Löschung ist akten-
kundig zu machen. Die Akten sind gesondert 
aufzubewahren, durch technische und organisa-
torische Maßnahmen zu sichern und am Ende 
des Kalenderjahres, das dem Jahr der Löschung 
folgt, zu vernichten. Soweit die Löschung lediglich 
für eine etwaige gerichtliche Überprüfung der 
Maßnahme zurückgestellt ist, dürfen die Daten 
ohne Einwilligung der oder des Betroffenen nur zu 
diesem Zweck verwendet werden; die Verarbeitung 
der Daten ist entsprechend einzuschränken.

(8) Die Betroffenen der Maßnahme sind nach 
Beendigung zu benachrichtigen, wenn eine 
Gefährdung des Zwecks der Maßnahme aus-
geschlossen werden kann. Lässt sich zu diesem 
Zeitpunkt noch nicht abschließend beurtei-
len, ob diese Voraussetzung erfüllt ist, unter-
bleibt die Benachrichtigung so lange, bis eine 
Gefährdung des Zwecks der Maßnahme aus-
geschlossen werden kann. Die Zurückstellung 
der Benachrichtigung bedarf der gerichtlichen 
Entscheidung, sofern eine Benachrichtigung 
nicht binnen sechs Monaten nach Beendigung 
der Maßnahme erfolgt ist. Über die Dauer der 
weiteren Zurückstellungen, die zwölf Monate 
jeweils nicht überschreiten dürfen, entscheidet 
das Gericht. Eine abschließende Entscheidung 
kann frühestens fünf Jahre nach Beendigung der 
Maßnahme durch das Gericht getroffen werden.

(9) Für gerichtliche Entscheidungen ist das 
Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz zustän-
dig. Das Oberverwaltungsgericht entscheidet 
nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsordnung.
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§ 20 
Erhebung und Verarbeitung von 
Daten aus digitalen Medien

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Erfüllung 
ihrer Aufgaben nach den §§ 5 und 6 zur Erhebung 
und Verarbeitung von Daten aus öffentlich zugäng-
lichen digitalen Medien die nach pflichtgemäßem 
Ermessen erforderlichen Maßnahmen treffen, 
soweit nicht Absatz 2 und 3 diese besonders regeln.

(2) Maßnahmen zur nicht verdeckten Erhebung und 
Verarbeitung von Daten, die mithilfe einer Legende 
unter Ausnutzung des schutzwürdigen Vertrauens 
der betroffenen Person in die Identität und 
Motivation des Kommunikationspartners durchge-
führt werden, sind nur zur Erfüllung von Aufgaben 
nach § 5 zulässig und bedürfen der Anordnung 
durch die Leitung der Verfassungsschutzbehörde.

(3) Soweit durch einen verdeckten Zugriff auf 
zugangsgesicherte digitale Medien oder Endgeräte 
auf dem hierfür technisch vorgesehenen Weg 
Informations-, Kommunikations- und sonstige 
Inhalte erhoben und verarbeitet werden sollen, 
ohne selbst Kommunikationsadressat und ohne 
von den an der Kommunikation teilnehmenden 
oder anderen berechtigten Personen hierzu 
autorisiert zu sein, sind die Bestimmungen des 
Artikel 10-Gesetzes sowie des Landesgesetzes zur 
parlamentarischen Kontrolle von Beschränkungen 
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
entsprechend anzuwenden.

§ 21 
Zugriff auf Videoüberwachungen 
des öffentlich zugänglichen Raums

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 unentgelt-
lich auf verfügbare Einrichtungen privater und 
öffentlicher Betreiber zur Videobeobachtung 
des öffentlich zugänglichen Raums in Echtzeit 
zugreifen. Die Betreiber oder die verfügungsbe-
rechtigten Personen haben den Bediensteten 
der Verfassungsschutzbehörde auf Verlangen 
unverzüglich Zutritt zu den Räumlichkeiten, in der 
sich die Einrichtung befindet, zu gewähren und 
die Mitbenutzung der Einrichtung zu dulden.

(2) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben nach § 5 auf gespei-
cherte Bild- und Tonaufzeichnungen aus 

Videoüberwachungen des öffentlich zugäng-
lichen Raums zugreifen, wenn tatsächliche 
Anhaltspunkte für schwerwiegende Gefahren für 
die in § 5 genannten Schutzgüter vorliegen. Die 
Betreiber haben der Verfassungsschutzbehörde 
die relevanten Daten auf Verlangen unverzüglich 
und unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Die 
Verfassungsschutzbehörde hat die angefor-
derten Bild- und Tonaufzeichnungen soweit wie 
möglich nach Datum, Ort und Zeit einzugren-
zen und dies dem Betreiber mitzuteilen.

(3) Die überlassenen Bild- und Tonband-
aufzeichnungen sind unverzüglich zurück-
zugeben, zu löschen oder zu vernichten, 
soweit die Voraussetzungen in Absatz 2 
nicht mehr vorliegen oder die Daten zur 
Aufgabenerfüllung nicht mehr erforderlich sind.

§ 22 
Amtshilfe bei Tarnmaßnahmen

Die zuständigen öffentlichen Stellen des Landes 
und der kommunalen Gebietskörperschaften lei-
sten der Verfassungsschutzbehörde für ihre 
Tarnmaßnahmen auf deren Ersuchen unver- 
züglich Hilfe.

Teil 4 
Datenverarbeitung

§ 23 
Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf 
zur Erfüllung ihrer Aufgaben personen-
bezogene Daten verarbeiten, soweit

1.  tatsächliche Anhaltspunkte für den 
Verdacht von Bestrebungen oder 
Tätigkeiten nach § 5 vorliegen,

2.  dies für die Erforschung und Bewertung 
von Bestrebungen oder Tätigkeiten 
nach § 5 erforderlich ist,

3.  dies für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach § 6 erforderlich ist,

4.  dies zur Gewinnung, Erhaltung oder 
Überprüfung der Nachrichtenzugänge 
zu Bestrebungen oder Tätigkeiten 
nach § 5 erforderlich ist,
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5.  dies zum Schutz der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, Einrichtungen, 
Gegenstände und Nachrichtenzugänge der 
Verfassungsschutzbehörde gegen sicher-
heitsgefährdende oder geheimdienst-
liche Tätigkeiten erforderlich ist oder

6.  die oder der Betroffene eingewilligt hat.

Personenbezogene Daten in Dateien, die der 
Auswertung zur Erfüllung der Aufgaben nach 
den §§ 5 und 6 dienen, müssen durch Akten 
oder andere Datenträger belegbar sein. Zur 
Erfüllung von Aufgaben nach § 6 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 und 2 sowie Abs. 2 dürfen personenbezo-
gene Daten, die für Zwecke nach § 5 erhoben 
wurden, verarbeitet werden. Im Übrigen muss 
vorbehaltlich der Regelung in Absatz 4 die 
Verarbeitung personenbezogener Daten der 
Erfüllung derselben Aufgabe und dem Schutz 
derselben Rechtsgüter dienen, welche Gründe 
für die Erhebung waren. Für die Verwendung von 
personenbezogenen Daten, die mit Maßnahmen 
nach § 18 erhoben wurden, müssen im Einzelfall 
Tatsachen für eine dringende Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit, insbesondere eine gemei-
ne Gefahr, Lebensgefahr oder eine Gefahrenlage 
im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 2 vorliegen.

(2) Daten über Personen, bei denen keine tat-
sächlichen Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass sie selbst Bestrebungen oder Tätigkeiten 
nach § 5 nachgehen oder Verbindungen 
zu solchen haben (Unbeteiligte), dürfen 
nur dann verarbeitet werden, wenn

1.  dies für die Erforschung von Bestrebungen 
oder Tätigkeiten nach § 5 erforderlich ist,

2.  die Erforschung des Sachverhaltes 
auf andere Weise aussichtslos oder 
wesentlich erschwert wäre und

3.  überwiegende schutzwürdige Interessen der 
betroffenen Person nicht entgegenstehen.

Absatz 1 Satz 4 und 5 gilt entsprechend. Daten 
Unbeteiligter dürfen auch verarbeitet werden, 
wenn sie mit zur Erfüllung der Aufgaben nach 
den §§ 5 und 6 erforderlichen Informationen 
untrennbar verbunden sind. Daten, die für das 
Verständnis der zu verarbeitenden Informationen 
nicht erforderlich sind, sind unverzüglich zu 

löschen. Dies gilt nicht, wenn die Löschung 
nicht oder nur mit einem unvertretbaren 
Aufwand möglich ist; in diesem Falle ist die 
Verarbeitung der Daten einzuschränken.

(3) Werden personenbezogene Daten mit 
Kenntnis der Betroffenen erhoben, ist der 
Erhebungszweck anzugeben. Betroffene sind auf 
die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.

(4) Zur Erfüllung der Aufgaben nach § 5 können 
personenbezogene Daten zu anderen Zwecken 
als denjenigen, zu denen sie erhoben worden 
sind, weiterverarbeitet werden, wenn mindestens 
vergleichbar bedeutsame Rechtsgüter geschützt 
werden sollen und die Daten auch für den geän-
derten gesetzlichen Zweck hätten erhoben wer-
den können. Absatz 1 Satz 5 gilt entsprechend.

(5) Personenbezogene Daten, die ausschließ-
lich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, 
der Datensicherung oder zur Sicherstellung 
eines ordnungsgemäßen Betriebes einer 
Datenverarbeitungsanlage verarbeitet werden, 
dürfen für andere Zwecke nur insoweit verar-
beitet werden, als dies zur Abwehr erheblicher 
Gefahren für die öffentliche Sicherheit, insbeson-
dere für Leib, Leben oder Freiheit einer Person 
erforderlich ist. Für Daten, die aus Maßnahmen 
nach § 18 erlangt wurden, müssen im Einzelfall 
Tatsachen für eine dringende Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit, insbesondere eine gemei-
ne Gefahr, Lebensgefahr oder eine Gefahrenlage 
im Sinne des § 18 Abs. 1 Satz 2 vorliegen.

§ 24 
Berichtigung, Löschung und Einschränkung 
der Verarbeitung personenbezogener Daten

(1) Die Verfassungsschutzbehörde hat in 
Dateien im Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 2 
gespeicherte personenbezogene Daten zu 
berichtigen, wenn sie unrichtig sind; sie sind 
zu ergänzen, wenn sie unvollständig sind. 
Gleiches gilt, wenn sie im Einzelfall feststellt, 
dass in Akten gespeicherte personenbezogene 
Daten unrichtig oder unvollständig sind.

(2) Die Verfassungsschutzbehörde hat in Dateien 
im Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 2 gespeicherte 
personenbezogene Daten zu löschen, wenn ihre 
Speicherung unzulässig war oder ihre Kenntnis 
für die Erfüllung der Aufgaben nach den §§ 5 
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und 6 nicht mehr erforderlich ist. Die Löschung 
unterbleibt, wenn Grund zu der Annahme besteht, 
dass durch sie schutzwürdige Interessen von 
Betroffenen beeinträchtigt würden. Die den zu 
löschenden personenbezogenen Daten entspre-
chenden Akten oder Aktenbestandteile sind zu ver-
nichten, wenn eine Trennung von anderen Daten, 
die zur Erfüllung der Aufgaben nach den §§ 5 und 
6 weiterhin erforderlich sind, mit vertretbarem 
Aufwand möglich ist. Absatz 5 Satz 1 bleibt unbe-
rührt. Satz 2 bis Satz 4 gilt entsprechend für son-
stige Akten, wenn die Verfassungsschutzbehörde 
die Voraussetzungen nach Satz 1 im Einzelfall 
feststellt. Die Verarbeitung personenbezo-
gener Daten ist einzuschränken, sofern trotz 
des Vorliegens für deren Voraussetzungen eine 
Löschung nach Satz 2 oder eine Vernichtung 
nach Satz 3 bis Satz 5 nicht vorzunehmen ist.

(3) Die Verfassungsschutzbehörde prüft bei der 
Einzelfallbearbeitung und nach von ihr festzu-
setzenden Fristen, in den Fällen des § 5 Satz 1 
Nr. 2 und des § 6 spätestens nach fünf Jahren 
und in den Fällen des § 5 Satz 1 Nr. 1, 3 und 4 
spätestens nach drei Jahren, ob in Dateien im 
Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 2 gespeicherte per-
sonenbezogene Daten zu berichtigen oder zu 
löschen sind. Gespeicherte personenbezogene 
Daten über Bestrebungen und Tätigkeiten nach 
§ 5 Satz 1 Nr. 1, 3 und 4 sind spätestens zehn 
Jahre nach dem Zeitpunkt der letzten gespei-
cherten relevanten Information zu löschen, es sei 
denn, die Leitung der Verfassungsschutzbehörde 
stellt im Einzelfall fest, dass die weitere 
Speicherung zur Erfüllung der Aufgaben nach 
den §§ 5 und 6 oder zur Wahrung schutzwür-
diger Interessen Betroffener erforderlich ist.

(4) Die in Dateien oder zu ihrer Person geführten 
Akten gespeicherten Daten über Minderjährige 
vor Vollendung des 14. Lebensjahres sind späte-
stens nach zwei Jahren zu löschen, es sei denn, 
dass weitere Erkenntnisse nach § 5 angefallen 
sind. Ab Vollendung des 14. Lebensjahres sind die 
in Dateien oder zu ihrer Person geführten Akten 
gespeicherten Daten nach zwei Jahren auf die 
Erforderlichkeit der Speicherung zu überprüfen 
und spätestens nach fünf Jahren zu löschen, es 
sei denn, dass nach Eintritt der Volljährigkeit 
weitere Erkenntnisse nach § 5 angefallen sind. 
Personenbezogene Daten über das Verhalten 

von Minderjährigen vor Vollendung des 16. 
Lebensjahres dürfen nach den Bestimmungen die-
ses Gesetzes nicht an ausländische oder über- oder 
zwischenstaatliche Stellen übermittelt werden.

(5) Eine Vernichtung von Akten erfolgt 
nicht, wenn sie nach den Bestimmungen des 
Landesarchivgesetzes (LArchG) vom 5. Oktober 
1990 (GVBl. S. 277), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 11. Februar 2020 (GVBl. S. 42), BS 224-10, 
dem Landesarchiv zur Übernahme anzubieten und 
zu übergeben sind. Die Beschränkung der Sperrfrist 
in § 3 Abs. 3 Satz 5 LArchG kann aufgehoben wer-
den, soweit die für den Verfassungsschutz zustän-
dige Ministerin oder der für den Verfassungsschutz 
zuständige Minister erklärt, dass das 
Bekanntwerden des Inhalts der Akten dem Wohl 
des Bundes oder eines Landes Nachteile bereiten 
würde. Eine Entscheidung über die Aufhebung der 
Beschränkung ergeht im Einvernehmen mit der 
für das Archivwesen zuständigen Ministerin oder 
dem für das Archivwesen zuständigen Minister.

§ 25 
Informationsübermittlung 
an die Verfassungsschutzbehörde

(1) Die öffentlichen Stellen des Landes und der 
kommunalen Gebietskörperschaften übermit-
teln von sich aus der Verfassungsschutzbehörde 
Informationen, soweit nach ihrer Beurteilung tat-
sächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass 
diese für die Erfüllung der Aufgaben nach § 5 
erforderlich sind.

(2) Die Verfassungsschutzbehörde kann über alle 
Angelegenheiten, deren Kenntnis zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach den §§ 5 und 6 erforderlich ist, von 
den öffentlichen Stellen des Landes und den kom-
munalen Gebietskörperschaften Informationen 
und die Vorlage von Unterlagen verlangen. Das 
Ersuchen braucht nicht begründet zu werden; die 
Verfassungsschutzbehörde trägt die Verantwortung 
für dessen Rechtmäßigkeit. Ein Ersuchen soll nur 
dann gestellt werden, wenn die Informationen 
nicht aus allgemein zugänglichen Quellen oder nur 
mit übermäßigem Aufwand oder nur durch eine 
die Betroffenen stärker belastende Maßnahme 
erhoben werden können. Die ersuchten Stellen 
haben die verlangten Informationen unverzüglich 
und unentgeltlich zur Verfügung zu stellen.
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(3) Bestehen nur allgemeine, nicht auf konkrete 
Fälle bezogene tatsächliche Anhaltspunkte nach 
§ 5 , so kann die Verfassungsschutzbehörde die 
Übermittlung von Informationen einschließ-
lich personenbezogener Daten von öffentli-
chen Stellen des Landes und der kommunalen 
Gebietskörperschaften nur verlangen, soweit dies 
erforderlich ist zur Aufklärung von Tätigkeiten 
nach § 5 Satz 1 Nr. 2 sowie von Bestrebungen und 
Tätigkeiten, die durch Anwendung von Gewalt oder 
darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen gegen 
die Schutzgüter nach § 5 Satz 1 Nr. 1, Nr. 3 oder 
Nr. 4 gerichtet sind. Die Verfassungsschutzbehörde 
kann auch Einsicht in die amtlichen Dateien 
und sonstigen Informationsbestände nehmen, 
soweit dies zur Aufklärung der in Satz 1 genann-
ten Tätigkeiten oder Bestrebungen zwingend 
erforderlich ist und durch eine andere Art der 
Übermittlung der Zweck der Maßnahme gefährdet 
oder Betroffene unverhältnismäßig beeinträchtigt 
würden. Die Übermittlung personenbezogener 
Daten ist auf Name, Anschrift, Tag und Ort 
der Geburt, Staatsangehörigkeit sowie auf im 
Einzelfall durch die Verfassungsschutzbehörde 
festzulegende Merkmale zu beschränken.

(4) Die Übermittlung personenbezogener Daten, 
die aufgrund einer Maßnahme nach § 100a 
StPO bekannt geworden sind, ist für Zwecke der 
Aufgabenerfüllung nach diesem Gesetz nur dann 
zulässig, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass jemand eine der in § 3 Abs. 1 des 
Artikel 10-Gesetzes genannten Straftaten plant, 
begeht oder begangen hat. Auf deren Verwertung 
durch die Verfassungsschutzbehörde findet § 4 des 
Artikel 10-Gesetzes entsprechende Anwendung.

(5) Die Verfassungsschutzbehörde darf anstelle 
eines Verlangens nach Absatz 2 oder § 18 Abs. 
3 Satz 2 BVerfSchG automatisierte Abrufver- 
fahren nutzen, soweit die Nutzung eines 
automatisierten Abrufverfahrens durch die 
Verfassungsschutzbehörden und das diesbe-
zügliche Verfahren ausdrücklich gesetzlich 
geregelt sind. Die Einrichtung eines automati-
sierten Abrufverfahrens wird von der Leitung 
der Verfassungsschutzbehörde angeordnet.

(6) Die Verfassungsschutzbehörde kann Personen 
sowie die von ihr benutzten oder eingesetzten 
Kraftfahrzeuge zur Mitteilung über das Antreffen 
in dem polizeilichen Informationssystem aus-

schreiben, wenn dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
nach § 5 erforderlich ist. Eine polizeiliche 
Aufgabenwahrnehmung wird dadurch nicht 
veranlasst. Die Polizei übermittelt Erkenntnisse 
zum Antreffen der Person oder Feststellen des 
Kraftfahrzeugs an die Verfassungsschutzbehörde. 
Die Ausschreibung ist gegenüber der betrof-
fenen Person sowie Dritten geheim zu halten. 
Die Maßnahme nach Satz 1 darf nur durch die 
Leitung der Verfassungsschutzbehörde angeord-
net werden. Die Maßnahme ist auf höchstens 
sechs Monate zu befristen. Die Verlängerung der 
Maßnahme um jeweils nicht mehr als denselben 
Zeitraum ist zulässig, sofern die Voraussetzungen 
der Anordnung weiterhin vorliegen. Liegen die 
Voraussetzungen für die Ausschreibung nicht 
mehr vor, ist der Zweck der Maßnahme erreicht 
oder zeigt sich, dass er nicht erreicht werden kann, 
ist die Ausschreibung unverzüglich zu löschen.

(7) Vorschriften zur Informationsübermittlung 
an die Verfassungsschutzbehörde nach 
anderen Gesetzen bleiben unberührt.

§ 26 
Informationsübermittlung 
durch die Verfassungsschutzbehörde

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf an 
öffentliche Stellen personenbezogene Daten zur 
Erfüllung von Aufgaben im Sinne der §§ 5 und 
6 übermitteln, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist. Die empfangende Stelle darf per-
sonenbezogene Daten nur zu dem Zweck verar-
beiten, zu dem sie ihr übermittelt wurden, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist und eine 
von der Verfassungsschutzbehörde mitgeteilte 
Verarbeitungsbeschränkung nicht entgegensteht.

(2) Für andere Aufgaben darf die Verfassungs- 
schutzbehörde, soweit gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, personenbezogene 
Daten, welche mit nachrichtendienstlichen 
Mitteln erhoben wurden, nur übermitteln an

1.  die Dienststellen der Stationierungsstreitkräfte 
im Rahmen von Artikel 3 des Zusatzab-
kommens zu dem Abkommen zwischen den 
Parteien des Nordatlantikvertrages über 
die Rechtstellung ihrer Truppen hinsicht-
lich der in der Bundesrepublik Deutschland 
stationierten ausländischen Truppen vom 
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3. August 1959 (BGBl. 1961 II S. 1183 - 
1218 -), geändert durch Abkommen vom 
18. März 1993 (BGBl. 1994 II S. 2594),

2.  die Staatsanwaltschaften und die 
Polizeibehörden zur Verfolgung von 
Staatsschutzdelikten, den in § 100a StPO 
und § 131 des Strafgesetzbuches genann-
ten Straftaten und sonstigen Straftaten 
im Rahmen der organisierten Kriminalität; 
Staatsschutzdelikte sind die in den §§ 74a und 
120 des Gerichtsverfassungsgesetzes genann-
ten Straftaten sowie sonstige Straftaten, 
bei denen aufgrund ihrer Zielsetzung, des 
Motivs der Täterin oder des Täters oder der 
Verbindung zu einer Organisation tatsäch-
liche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
sie gegen die in Artikel 73 Nr. 10 Buchst. 
b oder Buchst. c des Grundgesetzes (GG) 
genannten Schutzgüter gerichtet sind,

3.  die Polizeibehörden, soweit sie gefahrenab-
wehrend tätig sind, wenn dies zur Erfüllung der 
Aufgaben der empfangenden Stelle erforderlich 
ist und die Übermittlung der Abwehr einer im 
Einzelfall bestehenden erheblichen Gefahr oder 
der vorbeugenden Bekämpfung von Straftaten 
von erheblicher Bedeutung gemäß § 28 Abs. 
3 des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes 
in der Fassung vom 10. November 1993 
(GVBl. S. 595), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 22. September 2017 
(GVBl. S. 237), BS 2012-1, dient, oder

4.  andere öffentliche Stellen, wenn die empfan-
gende Stelle die Daten zum Schutz der frei-
heitlichen demokratischen Grundordnung oder 
sonst für erhebliche Zwecke der öffentlichen 
Sicherheit sowie des Jugendschutzes benötigt.

Eine Datenübermittlung ist auch zulässig zum 
Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
vorgenannten Stellen. Die Übermittlung ist in 
den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 und 3 nur zulässig, 
wenn der mit der Verarbeitung der übermittelten 
personenbezogenen Daten beim Datenempfänger 
verfolgte Zweck eine Neuerhebung durch die 
empfangende Stelle mit vergleichbaren Mitteln 
rechtfertigen würde. Absatz 5 bleibt unberührt.

(3) Personenbezogene Daten, welche nicht 
mit nachrichtendienstlichen Mitteln erhoben 

wurden, darf die Verfassungsschutzbehörde an 
öffentliche Stellen übermitteln, soweit dies für 
die Aufgabenwahrnehmung der empfangenden 
Stelle oder zum Schutz von Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern erforderlich ist.

(4) Die Verfassungsschutzbehörde erteilt 
Auskunft einschließlich personenbezogener 
Daten aus vorhandenen Datenbeständen über 
gerichtsverwertbare Tatsachen in den Fällen 
der Mitwirkung im Sinne von § 6 Abs. 2

(5) Die Verfassungsschutzbehörde darf personenbe-
zogene Daten an ausländische Nachrichtendienste 
angrenzender Staaten, an andere ausländische 
öffentliche Stellen sowie an über- und zwi-
schenstaatliche Stellen übermitteln, wenn die 
Übermittlung zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach 
den §§ 5 und 6 oder zur Wahrung erheblicher 
Sicherheitsinteressen der empfangenden Stelle 
erforderlich ist. Die Übermittlung an ausländische 
Nachrichtendienste geschieht im Einvernehmen 
mit dem Bundesamt für Verfassungsschutz. Sie 
unterbleibt in allen Fällen, in denen auswärti-
ge Belange der Bundesrepublik Deutschland 
oder überwiegende schutzwürdige Interessen 
Betroffener entgegenstehen. Die Übermittlung ist 
aktenkundig zu machen. Die empfangende Stelle 
ist darauf hinzuweisen, dass die übermittelten 
personenbezogenen Daten nur zu dem Zweck 
genutzt werden dürfen, zu dem sie ihr übermittelt 
wurden und sich die Verfassungsschutzbehörde 
vorbehält, Auskunft über die Nutzung der 
personenbezogenen Daten zu verlangen.

(6) Personenbezogene Daten dürfen an nichtöf-
fentliche Stellen nur übermittelt werden, wenn dies

1.  zum Schutz der freiheitlichen demokrati-
schen Grundordnung, des Bestandes oder der 
Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland 
oder eines ihrer Länder oder zur Gewährleistung 
der Sicherheit von lebens- oder verteidi-
gungswichtigen Einrichtungen im Sinne des 
Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes ,

2.  zur Abwehr sicherheitsgefährdender oder 
geheimdienstlicher Tätigkeiten für eine 
fremde Macht,

3.  zum Schutz der Volkswirtschaft vor sicherheits- 
gefährdenden oder geheimdienstlichen 
Tätigkeiten oder vor der planmäßigen 



55

Unterwanderung von Wirtschaftsunternehmen 
durch die in § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 
3 genannten Bestrebungen oder

4.  zum Schutz von Leib, Leben, Freiheit einer 
Person erforderlich ist. Die Übermittlung 
bedarf der Zustimmung der Leitung der 
Verfassungsschutzbehörde. Sie ist aktenkundig 
zu machen. Die empfangende Stelle ist darauf 
hinzuweisen, dass die übermittelten personen-
bezogenen Daten nur zu dem Zweck genutzt 
werden dürfen, zu dem sie ihr übermittelt wur-
den, und dass die Verfassungsschutzbehörde 
sich vorbehält, Auskunft über die Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten zu verlangen.

(7) Bei der Übermittlung von Informationen 
an die Öffentlichkeit nach § 7 Abs. 2 dürfen 
auch personenbezogene Daten bekannt gege-
ben werden, wenn die Bekanntgabe für das 
Verständnis des Zusammenhangs oder der 
Darstellung von Bestrebungen und Tätigkeiten 
nach § 5 erforderlich ist und das öffentliche 
Interesse an der Bekanntgabe das schutzwürdige 
Interesse der betroffenen Person überwiegt.

(8) Vorschriften zur Informationsübermittlung 
durch die Verfassungsschutzbehörde nach 
anderen Gesetzen bleiben unberührt.

§ 27 
Übermittlungsverbote

Die Übermittlung von personenbezogenen Daten 
nach den §§ 25 und 26 unterbleibt, soweit

1.  für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, 
dass die schutzwürdigen Interessen der 
betroffenen Person das Allgemeininteresse 
an der Übermittlung überwiegen,

2.  überwiegende Sicherheitsinteressen 
dies erfordern, insbesondere der Schutz 
von Nachrichtenzugängen und ope-
rativen Maßnahmen oder sonstige 
Geheimhaltungsgründe entgegenstehen oder

3.  besondere gesetzliche Übermittlungs- 
regelungen entgegenstehen; die Verpflich- 
tung zur Wahrung gesetzlicher Geheim- 
haltungspflichten oder von Berufs- oder beson-
deren Amtsgeheimnissen, die nicht auf gesetz-
lichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt.

§ 28 
Besondere Pflichten bei der Übermittlung 
personenbezogener Daten

(1) Erweisen sich personenbezogene Daten nach 
ihrer Übermittlung nach den Bestimmungen 
dieses Gesetzes als unvollständig oder unrichtig, 
so sind sie unverzüglich gegenüber der emp-
fangenden Stelle zu berichtigen, es sei denn, 
hierfür besteht keine sachliche Notwendigkeit. 
Die Berichtigung ist zu vermerken.

(2) Die empfangende Stelle prüft, ob die nach den 
Bestimmungen dieses Gesetzes übermittelten 
personenbezogenen Daten für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlich sind. Ergibt die Prüfung, 
dass sie nicht erforderlich sind, hat sie die 
Unterlagen zu vernichten. Die Vernichtung kann 
unterbleiben, wenn die Trennung von anderen 
personenbezogenen Daten, die zur Erfüllung 
der Aufgaben erforderlich sind, nicht oder nur 
mit unvertretbarem Aufwand möglich ist; in 
diesem Fall ist die Verarbeitung der personen-
bezogenen Daten insoweit einzuschränken.

§ 29 
Auskunft an Betroffene

(1) Die Verfassungsschutzbehörde erteilt 
Betroffenen über zu ihrer Person in Akten und 
Dateien im Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 2 gespei-
cherte Daten sowie über den Zweck und die 
Rechtsgrundlage für deren Verarbeitung auf Antrag 
unentgeltlich Auskunft. Die Auskunftsverpflichtung 
erstreckt sich nicht auf die Herkunft der Daten und 
auf die empfangende Stelle bei Übermittlungen. 
Über personenbezogene Daten in nichtautoma-
tisierten Dateien und Akten, die nicht zur Person 
von Betroffenen geführt werden, ist Auskunft 
nur zu erteilen, soweit Angaben gemacht wer-
den, die ein Auffinden der personenbezogenen 
Daten mit angemessenem Aufwand ermöglichen. 
Ein Recht auf Akteneinsicht besteht nicht.

(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit

1.  durch sie eine Gefährdung der Aufgaben- 
erfüllung zu besorgen ist,

2.  durch sie Nachrichtenzugänge gefährdet 
sein können oder die Ausforschung des 
Erkenntnisstandes oder der Arbeitsweise der 
Verfassungsschutzbehörde zu befürchten ist,
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3.  sie die öffentliche Sicherheit gefährden 
oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines 
Landes Nachteile bereiten würde oder

4.  die Daten oder die Tatsache der Speicherung 
nach einer Rechtsvorschrift oder wegen der 
überwiegenden berechtigten Interessen 
Dritter geheimgehalten werden müssen.

Die Entscheidung trifft die Leitung der 
Verfassungsschutzbehörde oder eine von die-
ser hierzu besonders beauftragte Person.

(3) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf 
keiner Begründung, soweit dadurch der Zweck 
der Auskunftsverweigerung gefährdet würde. Die 
Gründe der Auskunftsverweigerung sind akten-
kundig zu machen. Wird die Auskunftserteilung 
abgelehnt, sind Betroffene auf die Rechtsgrundlage 
für das Fehlen der Begründung und darauf hin-
zuweisen, dass sie sich an die Landesbeauftragte 
oder den Landesbeauftragten für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit wenden können. 
Mitteilungen der oder des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
an Betroffene dürfen keine Rückschlüsse auf den 
Erkenntnisstand der Verfassungsschutzbehörde 
zulassen, sofern diese nicht einer weiter-
gehenden Auskunft zugestimmt hat.

§ 30 
Datenschutzkontrolle

(1) Der oder dem Landesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit obliegt 
die Kontrolle der Einhaltung datenschutzrecht-
licher Bestimmungen aus diesem Gesetz sowie 
aus anderen für die Verfassungsschutzbehörde 
geltenden Gesetzen. Soweit die Einhaltung 
von Bestimmungen der Kontrolle durch die 
Kommission nach § 31 oder durch die nach 
dem Landesgesetz zur parlamentarischen 
Kontrolle von Beschränkungen des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses gebildete 
Kommission unterliegt, unterliegt sie nicht 
der Kontrolle durch die Landesbeauftragte 
oder den Landesbeauftragten, es sei denn, 
die betreffende Kommission ersucht die 
Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten, 
die Einhaltung der Bestimmungen über den 
Datenschutz bei bestimmten Vorgängen oder 

in bestimmten Bereichen zu kontrollieren und 
ausschließlich ihr darüber zu berichten.

(2) Zur Ausübung der Kontrolle ist der oder dem 
Landesbeauftragten für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit auf Verlangen Zutritt 
zu den Diensträumen zu gewähren. Ihr oder ihm 
ist ferner Auskunft zu erteilen und Einsicht in 
alle Dateien, Akten und sonstige Unterlagen zu 
gewähren, soweit nicht die fachlich zuständige 
Ministerin oder der fachlich zuständige Minister 
im Einzelfall feststellt, dass dadurch die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes gefährdet wird.

(3) Die Befugnis nach Absatz 2 erstreckt sich 
auf Weisung und unter der Aufsicht der oder 
des Landesbeauftragten für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit auch auf deren 
oder dessen Bedienstete, soweit für die-
se eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung 
mit Sicherheitsermittlungen nach § 12 des 
Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes vom  
8. März 2000 (GVBl. S. 70, BS 12-3) in der jeweils 
geltenden Fassung durchgeführt worden ist.

Teil 5 
Parlamentarische Kontrolle

§ 31 
Parlamentarische Kontrollkommission

(1) Die Landesregierung unterliegt hinsichtlich der 
Tätigkeit der Verfassungsschutzbehörde der parla-
mentarischen Kontrolle durch die Parlamentarische 
Kontrollkommission. Die Rechte des Landtags, sei-
ner Ausschüsse und der nach dem Landesgesetz zur 
parlamentarischen Kontrolle von Beschränkungen 
des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses 
gebildeten Kommission bleiben unberührt.

(2) Der Landtag bestimmt zu Beginn jeder 
Wahlperiode die Zahl der Mitglieder der 
Parlamentarischen Kontrollkommission und 
ihre Zusammensetzung. Er wählt die Mitglieder 
der Parlamentarischen Kontrollkommission aus 
seiner Mitte. Gewählt ist, wer die Stimmen der 
Mehrheit der Mitglieder des Landtags auf sich ver-
eint. Scheidet ein Mitglied aus dem Landtag oder 
aus seiner Fraktion aus oder wird es Mitglied der 
Landesregierung, verliert es seine Mitgliedschaft 
in der Parlamentarischen Kontrollkommission. 
Für dieses Mitglied ist unverzüglich ein neues 



57

zu wählen. Das Gleiche gilt, wenn aus sonstigen 
Gründen ein Mitglied aus der Parlamentarischen 
Kontrollkommission ausscheidet.

(3) Die Parlamentarische Kontrollkommission übt 
die Kontrolle auch über das Ende der Wahlperiode 
hinaus so lange aus, bis der nachfolgende Landtag 
die Mitglieder gemäß Absatz 2 gewählt hat.

(4) In ihrer konstituierenden Sitzung wählt die 
Parlamentarische Kontrollkommission eine 
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie 
deren oder dessen Vertreterin oder Vertreter 
und gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 32 
Beratungen

(1) Die Parlamentarische Kontrollkommission soll 
mindestens alle drei Monate zusammentreten. 
Darüber hinaus hat die oder der Vorsitzende die 
Parlamentarische Kontrollkommission unverzüg-
lich einzuberufen, wenn es eines ihrer Mitglieder 
oder die Verfassungsschutzbehörde verlangt.

(2) Die Beratungen der Parlamentarischen 
Kontrollkommission sind geheim. Die Mitglieder 
der Kommission sowie das Personal der 
Geschäftsstelle nach § 36 sind zur Geheimhaltung 
sämtlicher Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen 
hinsichtlich der Tätigkeit der Parlamentarischen 
Kontrollkommission bekannt geworden sind. Dies 
gilt auch für die Zeit nach ihrem Ausscheiden.

(3) Absatz 2 gilt nicht für Bewertungen bestimm-
ter Vorgänge durch die Parlamentarische 
Kontrollkommission, wenn ein erhebliches 
öffentliches Interesse an der Veröffentlichung 
naheliegt und eine Mehrheit von mindestens 
zwei Dritteln ihrer Mitglieder nach Anhörung 
der Landesregierung in die Veröffentlichung der 
Bewertung eingewilligt hat. Den die Bewertung 
nicht stützenden Kommissionsmitgliedern ist 
es erlaubt, der Kommission eine abweichende 
Bewertung vorzulegen, die zu veröffentlichen ist.

(4) Soweit für die jeweiligen Bewertungen 
eine Sachverhaltsdarstellung unerlässlich 
ist, ist den Belangen des Geheimschutzes 
unter Berücksichtigung der Maßgaben des 
§ 35 Abs. 2 Satz 1 Rechnung zu tragen.

§ 33 
Unterrichtungspflicht der Landesregierung

(1) Die Landesregierung unterrichtet die 
Parlamentarische Kontrollkommission im 
Abstand von höchstens sechs Monaten 
umfassend über die allgemeine Tätigkeit der 
Verfassungsschutzbehörde. Über Vorgänge von 
besonderer Bedeutung unterrichtet sie unver-
züglich. Auf Verlangen eines Mitglieds hat sie 
auch über sonstige Vorgänge zu berichten.

(2) Die Unterrichtung umfasst auch die 
Überwachung des Brief-, Post- und Fernmelde- 
verkehrs nach § 12 und die Einholung von 
Auskünften nach § 13 Abs. 1 bis 4. Es ist 
ein Überblick über Anlass, Umfang, Dauer, 
Ergebnis und Kosten der im Berichtszeitraum 
durchgeführten Maßnahmen zu geben.

(3) Über den nach §§ 10 und 11 erfolgten Einsatz 
Verdeckter Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie Vertrauenspersonen, den erfolgten Einsatz 
technischer Mittel zur Wohnraumüberwachung 
nach § 18 Abs. 1 und, soweit gemäß § 19 Abs. 
2 richterlich überprüfungsbedürftig, nach § 
18 Abs. 2 unterrichtet die Landesregierung 
den Landtag jährlich. Die parlamentarische 
Kontrollkommission übt auf der Grundlage dieses 
Berichts die parlamentarische Kontrolle aus.

(4) Die übrigen in diesem Gesetz geregelten 
Unterrichtungspflichten bleiben unberührt.

§ 34 
Besondere Kontrollbefugnisse

(1) Im Rahmen ihres Kontrollrechts ist den 
Mitgliedern der Parlamentarischen Kontroll- 
kommission auf ihr Verlangen Einsicht in 
Akten, Schriftstücke oder Dateien der 
Verfassungsschutzbehörde zu gewähren.

(2) Den Mitgliedern der Parlamentarischen 
Kontrollkommission ist jederzeit Zutritt zur 
Verfassungsschutzbehörde zu gewähren.

(3) Die Mitglieder der Parlamentarischen 
Kontrollkommission können Angehörige der 
Verfassungsschutzbehörde sowie das für die 
Tätigkeit der Verfassungsschutzbehörde zustän-
dige Mitglied der Landesregierung befragen.
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(4) Zur Wahrnehmung ihrer Kontrollaufgaben 
kann die Parlamentarische Kontrollkommission 
mit einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer 
Mitglieder nach Anhörung der Landesregierung 
im Einzelfall eine sachverständige Person mit 
einer bestimmt zu bezeichnenden Untersuchung 
beauftragen. Die oder der Sachverständige hat der 
Parlamentarischen Kontrollkommission über das 
Ergebnis der Untersuchungen zu berichten. § 32 
Abs. 2, § 34 Abs. 1 und 2, § 34 Abs. 3 Alternative 1 
und § 35 gelten entsprechend. § 36 Satz 5 gilt ent-
sprechend, soweit im Zuge der Untersuchung vor-
gesehen ist, dass von der sachverständigen Person 
geheimhaltungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände 
oder Erkenntnisse zur Kenntnis genommen werden.

§ 35 
Umfang der Unterrichtungspflicht

(1) Die Verpflichtung der Landesregierung 
zur Unterrichtung nach diesem Gesetz 
erstreckt sich nur auf Informationen und 
Gegenstände, die der Verfügungsberechtigung 
der Verfassungsschutzbehörde unterliegen.

(2) Soweit es aus zwingenden Gründen des 
Nachrichtenzugangs oder aus Gründen des 
Schutzes von Persönlichkeitsrechten Dritter 
notwendig ist oder der Kernbereich exekuti-
ver Eigenverantwortung betroffen ist, kann die 
Landesregierung sowohl die Unterrichtung nach 
§ 33 als auch die Erfüllung von Verlangen nach 
§ 34 Abs. 1 verweigern sowie den in § 34 Abs. 3 
genannten Personen die Erteilung der Auskunft 
untersagen. Macht die Landesregierung hiervon 
Gebrauch, hat sie dies der Parlamentarischen 
Kontrollkommission gegenüber zu begründen.

§ 36 
Geschäftsstelle

Der Parlamentarischen Kontrollkommission 
wird eine beim Landtag gesondert einzurich-
tende Geschäftsstelle zugeordnet. Aufgabe 
der Geschäftsstelle ist es, die Tätigkeit der 
Parlamentarischen Kontrollkommission zu 
koordinieren und sie in der Ausübung ihrer 
Kontrollbefugnisse zu unterstützen. Sie wird von 
einer Beamtin oder einem Beamten geleitet, die 

oder der die Befähigung zum Richteramt besitzt. 
Die Leiterin oder der Leiter der Geschäftsstelle 
sowie das weitere zugeordnete Personal 
werden im Auftrag der Parlamentarischen 
Kontrollkommission tätig und sind insoweit 
nur dieser unterstellt. Vor der Aufnahme sei-
ner Tätigkeit in der Geschäftsstelle ist für das 
Personal eine erweiterte Sicherheitsüberprüfung 
mit Sicherheitsermittlungen nach § 12 des 
Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes vom 
8. März 2000 (GVBl. S. 70, BS 12-3) in der 
jeweils geltenden Fassung durchzuführen.

§ 37 
Eingaben

(1) Angehörigen der Verfassungsschutzbehörde ist 
es gestattet, sich in dienstlichen Angelegenheiten, 
jedoch nicht im eigenen oder im Interesse anderer 
Angehöriger dieser Behörde, ohne Einhaltung des 
Dienstweges unmittelbar an die Parlamentarische 
Kontrollkommission zu wenden. Wegen der 
Tatsache der Eingabe dürfen sie dienstlich weder 
gemaßregelt oder sonst benachteiligt werden. 
Die Parlamentarische Kontrollkommission über-
mittelt die Eingaben der Landesregierung zur 
Stellungnahme. Den Namen der mitteilenden 
Person gibt sie nur bekannt, soweit dies zur 
Aufklärung des Sachverhalts erforderlich scheint.

(2) An den Landtag gerichtete Eingaben von 
Bürgerinnen und Bürgern über ein sie betref-
fendes Verhalten der Verfassungsschutzbehörde 
sind der Parlamentarischen Kontrollkommission 
zur Kenntnis zu geben.

§ 38 
Bericht

Die Parlamentarische Kontrollkommission 
erstattet dem Landtag möglichst in der Mitte 
und am Ende jeder Wahlperiode Bericht über 
ihre Kontrolltätigkeit. Über die Einholung von 
Auskünften nach § 13 Abs. 1 bis 4 berichtet 
die Parlamentarische Kontrollkommission dem 
Landtag jährlich. Der Bericht enthält Angaben 
zur Durchführung der Maßnahmen sowie Art, 
Umfang und Anordnungsgründen. Dabei sind 
die Grundsätze des § 32 Abs. 2 zu beachten.
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Teil 6 
Schlussbestimmungen

§ 39 
Geltung des Landesdatenschutzgesetzes

Bei der Erfüllung der Aufgaben nach den §§ 5 
und 6 durch die Verfassungsschutzbehörde findet 
das Landesdatenschutzgesetz (LDSG) vom 8. Mai 
2018 (GVBl. S. 93, BS 204-1) keine Anwendung. 
Die §§ 14 , 15 , 27 , 33 Abs. 1 bis 4 , 34 , 35 , 37 
Abs. 1 bis 4 , 38 Abs. 1 bis 4 und Abs. 6 , 39 , 42 
Abs. 1 , 51 , 53 LDSG gelten entsprechend.

§ 40 
Einschränkung von Grundrechten

Aufgrund dieses Gesetzes können das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung aus Artikel 
2 Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 1 Abs. 1 GG und 
Artikel 4 a der Verfassung für Rheinland-Pfalz, das 
Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung aus 
Artikel 13 GG und Artikel 7 der Verfassung für 
Rheinland-Pfalz sowie das Grundrecht des Brief-, 
Post- und Fernmeldegeheimnisses aus Artikel 
10 GG und Artikel 14 der Verfassung für 
Rheinland-Pfalz eingeschränkt werden.

§ 41 
Änderung 
des Landessicherheitsüberprüfungsgesetzes

Das Landessicherheitsüberprüfungsgesetz vom  
8. März 2000 (GVBl. S. 70), zuletzt geändert durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2015 
(GVBl. S. 461), BS 12-3, wird wie folgt geändert:

§ 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung: „(3) Mitwir- 
kende Behörde bei der Sicherheitsüberprüfung ist 
die Verfassungsschutzbehörde im Sinne des § 2 
des Landesverfassungsschutzgesetzes (LVerfSchG) 
vom 11. Februar 2020 (GVBl. S. 43), BS 12-2; sie 
wird nur auf Ersuchen der zuständigen Stelle tätig.“

§ 42 
Änderung 
des Polizei und Ordnungsbehördengesetzes

Das Polizei- und Ordnungsbehördengesetz in der 
Fassung vom 10. November 1993 (GVBl. S. 595), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

22. September 2017 (GVBl. S. 237), BS 2012-1, 
wird wie folgt geändert:

§ 29 Abs. 8 Satz 3 erhält folgende Fassung: 
„§ 31 Abs. 1 Satz 2, § 31Abs. 2 bis 4 und § 32  
Abs. 2 und 3 des Landesverfassungsschutzgesetzes 
gelten entsprechend.“

§ 43 
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach der 
Verkündung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Landesverfassungs- 
schutzgesetz vom 6. Juli 1998 (GVBl. S. 184), 
zuletzt geändert durch Artikel 3 des Geset- 
zes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 461), 
BS 12-2, außer Kraft.

Mainz, den 11. Februar 2020
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